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Die Frage nach dem Fortbestehen der Souveränetät der 
deatschen Einzelstaaten wird häufig wegen der rechtlichen 
Natar des deatschen Reiches als Bandesataat, wie solche 
von der herrsebenden Meinaog aBgeiiommen wird, Terneinend 
beantwortet 

SoQTerSnetät — so argamentirt man — ist die Unab- 
b&ngigkeit einer staatliehen Haebt (snprema potestas) naeb 
Aussen gegenüber den ttbrigen Yölkerreehts- Subjekten und 
die ünbesebrSnktbeit derselben naeb Innen gegenüber den 
Staatsangehörigen. Im Bandesstaate aber, als derjenigen 
staatlichen Erscheinungsform, in welcher sich mehrere bis- 
her selbstständige Staaten unter Bildung einer über ihnen 
stehenden gemeinsamen Centralgewalt dauernd vereinigt ha- 
ben, ist der Einzelstaat in seinem Wirken weder nach Innen 
völlig unbeschränkt, denn die der gemeinsamen Obergewalt 
znstehenden Machtbefugnisse, insbesondere hinsichtlich der 
Qesetzgebang, darchbrechen die Befugnisse der Gliederstaaten 
gegenüber ihren Angehörigen, noch auch ist der Einzelstaat 
naeb Aussen ganz nnabbüngig^ indem die SonverftnetSt von 
der Centralgewalt absorbirt ist Man gebt sogar soweil^ den 
Sats ansznsprechen; dass nach dem Begriffe der Souveränetät 
eine Besebränkung derselben ein Unding, eine contradiotio 
in adjecto sei, da ja eine beschränkte suprema potestas 
sich selbst negire. 

Wie aber die Freiheit und das Eigenthum noch fort- 
dauern, wenn auch einzelne an sich in denselben enthaltene 
Machtbefugnisse zeitlich oder dauernd dem berechtigten Sub- 
jecte fehlen, so ist dies auch bezüglich der Souveränetät 
der Fall. Ist diese freilich durch Gewalt dem Sobject ent- 
zogen^ dann wird sich ihr Vorhandensein aas einzelneu Be- 
fngnisseuy welche sie sonst in sich begreift, nicht behaupten 
laraen; anders aber dann, wenn durch Vertrag die einzelnen 

Ttnaehf Baolit dar dratNbm BümMmIoii. ^ 
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Staaten sich ihrer bisher unbeschränkten Souveränetät be- 
geben zu Gunsten eines von ihnen selbst geschaffenen völker- 
rechtlichen Sabjektes, welches sie mit einer Reihe von 
Befognissen ausstatten, während sie andere sich raerviien. 
So wird fttr den Einzelstaat nnd für den Gesammtstaat ein 
eigener abgegrenzter Gompetenzkreis geschaffen, der vom 
Bande nicht willkttrlich d. h. gegen den Willen seiner Glieder 
erweitert werden kann; beide Oompetenzkreise aber ergSnzen 
sich znr vollen Staats- und völkerrechtlichen Souveränetät. 

So wird man auch im jetzigen deutschen Keiche von 
einer wenn auch nicht vollen, so doch beschränkten Souve- 
ränetät der Einzelstaaten sprechen dürfen, d. h. von einer 
solchen innerhalb ihrer ohne ihre Zustimmung nicht einzu- 
engenden Machtsphäre. Dies erkennt denn aach die deutsche 
Beichsverfassung an, indem sie den £inzelstaaten die Begelung 
einzelner Verhältnisse ganz, anderer in zeitlich beschränkter i 
Weise nnd &nb conditione Überlassen hat, nemlioh bis zn 
dem Zeitpunkte, wo das Reich von seiner verfassnngsmSssig 
ihm zugestandenen Befhgniss Gebrauch machend sich die- 
ser Verhältnisse bemächtigt hat nnd dieselben durch Gesetz 
oder völkerrechtlichen Vertrag normirt. Dabei wurde zudem 
ausgegangen von der vollen Souveränetät der Einzelstaaten, 
80 dass die denselben verbliebenen Befugnisse nicht als Privi- ' 
legien, sondern vielmehr die Befugnisse des Reiches als Be- ' 
schränkungen der Competenz der Eiuzelstaaten anzusehen ' 
sind. Hieruber wird später des Näheren zu sprechen sein. 
£s bezieht sich dies aber sowohl auf die innere, als auf die ^ 
äussere Seite der Souveränetät, d« h. wie auf die Gesetz- 
gebungsbefugniss , so auf das Beebt der Einzelstaaten zum 
Absdiluflse völkerrechtlicher Verträge. Hinsichtlicb des völker- 
rechtlichen Verkehrs ist denselben natttriich auch das Mittel 
zur Ausübung ihrer Rechte, das aktive nnd passive Gesand- 
schaftsrecht gewährt, freilich mit der selbstverständlichen 
Massgabe, dass die Einzelstaaten Gesandschaftsverkehr nur 
mit solchen Mächten unterhalten können, welche vom Reiche 
anerkannt sind, und mit der gesetzlichen Beschränkung, dass 
dieselben Consuln zwar empüangen, nicht aber bestellen dUr- I 
fen. [R. Verf. Art 56.] J 

Die Gebiete aber, bezüglich welcher ein selbstständiges 1 
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Recht der Einzelstaaten zur RegeluDg ihrer Angelegenheiten 
durch Gesetz und völkerrechtlichen Vertrag besteht, sind in 
dem Grundgesetz des deutschen Reiches nicht in scharf be- 
stimmter Weise abgegrenzt und es ist insbesondere ausdrück- 
lich nur der sogenannten Sonderrechte; welche als Privilegien 
gegentt^er dem Mass der fiefognisse aller einzelnen Staaten 
anzQsehen sind, £rwlUinnng geschehen. 

.Es lassen sich diese Gebiete lediglich dnreh Zusammen- 
halt des ffekr die Gompetenzabgrenznng zwischen Reich nnd 
Einzelstaaten geltenden, oben knrz angedeuteten Gmndsatzes 
mit den Bestimmungen des positiven Rechts der Reichsver- 
fassung bestimmen; hieraus erhellt aber, dass eine Darstel- 
lung des Vertragsschlicssungsrechtes der Einzelstaaten nur 
im engsten Zusammeuhalte mit den für das Reich geltenden 
Bechtssätzen sich entwickeln lässt. 

So wird denn auch im Folgenden verfahren werden und 
wird sich die vorwUrfige Materie gliedern in die Darstellung 
- 1) des abschlnssberechtigten StaatsorganSi 

2) des Umfanges des Vertragsschliessungsrechtes, 

3) der formellen Behandlung der Staatsyertrige Tor 
nnd nach dem Abschlüsse, 

woran sich noch eine Erörterung reihen mag Uber das Ver- 
hältniss zwischen den von den Einzelstaaten abgeschlossenen 
Verträgen und dem Reichsrecht. — 

Bevor jedoch die Lehre vom Abschlüsse völkerrecht- 
licher Verträge zur Darstellung gebracht werden kann, ist 
zuvörderst der Begriff des völkerrechtlichen Vertrag-cs, der 
aas logischen Gründen an die Spitze gestellt werden massi 
zu fixiren. 

Es ist nemlich nicht in allen Fällen, in welchen der 
Staat als Subjekt eines Vertrages erscheint, dieser ein völker- 
rechtlicher und demgemäss nicht auf jeden yom Staate ab- 
geschlossenen Vertrag das Volkerrecht oder Staatsrecht an- 
wendbar. Damit irich aber ein Vertrag als TOlkerrechtlicher 
qualifizire, ist eine gewisse Qualität der Contrahenten und 
des Inhaltes erforderlich. 

Der Vertrag eiues Staates mit einer Privatperson, sei 
diese physische oder juristische, kann niemals völkerrecht- 
liche Katar haben, weil es hier an der zum Vertrage noth- 

1* 
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wendigen Gleieliheit der rechtlichen Stellung heider Contra- 
henten fehlt; es wird damit natürlich nicht behauptet, dass 

ein Vertrag des Staates mit einer Privatperson Uberhaupt 
unmöglich sei, sondern nur, dass ein völkerrechtlicher Ver- 
trag unter diesen Verhältnissen unmöglich sei. Ein solcher 
Vertrag wird immer nur die privatrechtliche Seite des Staa- 
tes berühren können und ist ein privatrechtlicher, nach den 
Grundsätzen des Privatrechtes zu beurtheilender. Der vOlker- 
rechtliehe Vertrag erfordert also als Contrahenten sonverSne 
Staaten; doeb können ausserdem aach Verträge zwischen 
den Oberhänpteni solcher Staaten völkerreehtlicbe QnaUtftt 
haben) insofeme sie sich auf Angelegenheiten beziehen, 
welche die Landesmfassnng bertthren z. B. Erbyerbrttde- 
rungen, Verträge über die Ausübung von Hoheitsrechten, 
oder auf Gegenstände des Völkerrechts z. B. Titel und 
Ehrenrechte. 

Was nun die Qualität des Inhaltes betrifft, so lässt sich 
diese am besten negativ bestimmen. Man wird sagen müssen, 
dass ein Vertrag unter den bereits angeführten Voraussetzangen 
in der Person der Contrahenten nur dann ein völkerrecht- 
licher seil wenn sein Inhalt nicht lediglich nach dem Privat- 
rechte zu benrtheilen ist. Danach also sind Vertrttge zwischen 
regierenden Fürsten Uber LehensyerhSltnisse oder Erbrechte 
bezüglich des Sehatnllgates o. s. w* nicht zu den völkerrecht- 
lichen zn zfthlen, da ihr Inhalt nach dem Privatrechte zn be- 
nrtheilen ist. Dagegen fallen Verträge zwischen Staaten in 
die Kategorie der völkerrechtlichen auch dann, wenn sie Ver- 
bindlichkeiten begründen, die an sich dem Privatrechte ange- 
hören z. B. Kauf- oder Tauschverträge bezüglich des Staats- 
eigenthums, weil hier doch nicht lediglich das Privatrecht in 
Frage kommt, sondern diese Bechtsverhältnisse auch zugleich 
öffentlich rechtlicher Natur sind. 

Es ist hier in Kürze anch die Frage bezüglich der recht- 
lichen QnalitSt der mit der Coric abgeschlossenen Concordate 
zu erörtern* Dieselbe ist bekanntlich Gegenstand lebhaften 
Streites, in welchem sich drei Haaptmeinnngen gegenüber- 
stehen, die man knrz als Privilegien-^ Legal- und Vertrags- 
theorie bezeichnen kann. 

Die beiden ersteren negireu die Vertragsqualität der 
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Concordatc überhaupt und zwar vorzugsweise aus dem Grunde, 
weil die contrahirenden Subjekte nicht rechtlich gleichwer- 
thig seien. Während aber die Privilegientheorie von der 
Ansicht ausgeht, dass der Staat in kircblioben Dingen der 
Kirche absolut untergeordnet sei und za gehorchen h&be, 
also hier nicht Gleichberechtigte sieh gegenUberBtUDden^ be- 
tont die Legaltbeorie mehr die Eigenschaft de8 Staates als 
einsigen Faktors aUer menschlichen Entwicklang nnd be- 
trachtet die ESrehe lediglich als ein Organ des Staates, mit 
welchem er als in ihm selbst seiend einen Vertrag nicht ein- 
gehen könne. 

Die Unrichtigkeit dieser beiden Theorien ist längst er- 
kannt und es kann sich nur fragen, ob die sogenannte Ver- 
tragstheorie haltbar sei. Man hat dagegen angeführt, dass 
der Pabst seit dem Verlaste des sogenannten Patrimoniiim 
Fetri aofgebört habe, sonveräne Macht zu sein und sonach 
den Goncordaten alle jene wesentlichen Cautelen fehlen, auf 
welchen die 8ichenmg der Einhaltnng der VertrSge lienihei 
indem jedes Zwangsmittel weggefallen sei. Hiegegen ist 
aber anznftthreni dass die Concordate stets nur mit dem 
Pabste als sichtbarem Oberhanpte der Kirche, nicht als welt- 
lichem Souverän abgeschlossen worden sind und werden und 
dass die völkerrechtlichen Garantieen eben wegen seiner eigen- 
thümlichen Stellung auf rein internem Gebiete niemals ge- 
geben waren, dass sich sonach die Stellung des Pabstes be- 
züglich des Abschlusses von Goncordaten durch die Ereig- 
nisse des Jahres 1870 nicht geändert hat. Man hat ferner 
gegen die Vertragstheorie geltend gemacht, dass die Kirche 
kein SabjdU des Völkerrechts, keine civitas, sei, weil ihr 
Gebiet ein rein innerliches sei, das keine Analogie mit den 
Gegenständen Tölkerrechtlicher Vertrfige zulasse. 

Ans diesen Gründen hat sich eine vierte Meinung dahin 
ansgesprochen, dass man die Ck)ncordate wenigstens nicht 
als völkerrechtliche Verträge ansehen dürfe, sondern als eine 
ganz eigenthUmlicbc Art von Verträgen betrachten müsse, 
welche nicht unter den Grundsätzen des Völkerrechts stehe. 
Will man aber die Concordate überhaupt als Verträge an- 
sehen, was sich nicht wird umgehen lassen, so bleibt hin- 
sichtlich ihrer Qualifikation lediglich die Wahl zwischen pri- 



Digitized by Google 



6 Vorwort. 

TatrechHielien und ▼ölkemehtliohen Verträgen; ein Drittes 

ist nicht möglich. Dieselben aber als privatrechtliche anzu- 
sehen, ist nicht allein wegen ihres uifcntlich rechtlichen, in's 
Staatsleben tief eingreifenden Inhaltes, als auch wegen der 
rechtliehen Stellung der Subjekte unmöglich. Denn der Pabst 
ist auf seinem Gebiete ebenso unabhängig und souverän, als 
der weltliche Fürst auf dem seinigen; Beide vertreten beim 
Abschlüsse der Concordate eine organisierte Gesammtheit 
von Interessen nnd Individuen^ die gegenseitig niolit im Ver- 
hältnisa der Ueber- und Unterordnung steben. Der Inhalt 
derVertrftge ist dergestalt, dass er eine aossohliesslieh ver- 
tragsmässige Regelung erbeiscbt Dazn kommt» dass seit 
Jabrbnnderten zwischen Rom nnd den katholischen Staaten 
wenigstens ein geordneter diplomatischer Verkehr besteht und 
dass die Praxis den Concordaten Verbindlichkeit für beide 
Theile stets zugesprochen hat. 

Dass freilich die völkerrechtlichen Zwangsmittel auf bei- 
den Seiten fehlen, ist unbestreitbar; es besteht jedoch das 
mächtigste Interesse auf Seite des Staates sowohl , als auf 
der der Curie, dass das Vereinbarte anch eingehalten werde 
nnd dieses kann und mnss jene Zwangsmittel ersetzen, die 
ohnehin im Falle des £mstes zweifelhaften Werthes sind, la 
allen flbrigen Punkten aber decken sich die Übrigen Arten 
völkerrechtlicher Tertrttge nnd die Oonoordate vollständig. 

Man kann desshalb zu keinem anderen Resultate ge- 
langen, als zu dem, dass die Concordate als völkerrechtliche 
Verträge zu betrachten seien. 

Nach dieser Erörterung Uber den Begriff des völkerrecht- 
lichen Vertrages kann denn übergegangen werden zur Dar- 
stellang der vorwürfigen Materie. 



Digitized by Google 



I. Abschnitt. 

Das zum Abschlüsse competente Organ. 

Es ist von einer Reihe von Schriftstellern auf dem Ge- 
biete des Staatsrechts der Satz aufgestellt worden, dass ein 
völkerrechtlicher Grundsatz hestehe, wonach das Staatsober- 
haupt unbedingt und fUr alle Fälle der legitimirte Repräsen- 
tant des Staates sei und diesen durch jeden Vertragsschluss 
verpflichte, gleichviel ob von der Staatsverfassung eine Mit- 
wirkung der Volksvertretung als hiezu erforderlich bezeichnet 
,sei oder nicht; so namentlich Gseist, Gutachten über die 
Auslegung des Artikels 48 der prenssisehen V^faasnogs- 
nrkande (Anlage A des 5. Berichts der Commission ftlr Peti- 
tionen betr. die mit Bassland abgeschlossene Cartel- Conven- 
tion; Dnicksachen des prenssisehen Abgeordnetenhauses 1868, 
abgedruckt in £. Hei er, Absohlnss von Staatsrerträgen, 
Leipzig 1874 am Ende), so auch Robert von Mohl noch 
in der Encyclopädie der Staatswissenschaften 1872 S. 415 ff., 
welcher jedoch sich in seinem späteren Werke : „Das deutsche 
Reichsstaatsrecht" 1873 im entgegengesetzten Sinne ausge- 
sprochen hat. Andere vertreten mit einer Modifikation die- 
selbe Ansicht, indem sie eine staatsrechtliche und eine völker- 
rechtliche Seite der Frage unterscheiden und behaupten, dass 
ein Vertrag völkerrechtlich bindend werde durch die Ratifika- 
tion Seitens des Staatsoberhauptes und aus völkerrechtlichen 
Gründen hinfällig werden kOnne; die staatsrechtliche Seite 
der BVage komme aber erst in Betracht bei der Ausführung 
des Vertrages, wenn und insoweit hier die Hitwirkung der 
Volksvertretung nothwendig werde und in Folge ihrer Nicht- 
genehmigung den Vertrag undurchführbar machen könne. 
Dieser Anschauung huldigen: v. Rönne, VerfassungsrecLt 
des deutschen Reiches 1872 S. 61} H. A. Zachariae, deut- 
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SGhes Staatsrecht Bd. n S. 586; Zdpfl« GnmdBätse des ge- 
mdnen dentsehen Staatsreehts 1863 S. 380 ff. und 387 ff.; 
G. Hey er, deotscbea Staatsrecbt 1878 S. 484 ff. 

Die entgegengesetzte Meinung, dass nemlich staatsrecht- 
lichen Beschränkungen des Vertragsschliessungsrechtes des 
Staatsoberhauptes auch völkerrechtliche Bedeutung zukomme, 
dass also bei deren Nichtbeachtnog auch kein gültiger Ver- 
trag zn Stande komme, wird namenüieh vertreten durch E» 
y. Hohl dentsches Reichsstaatsrecht 1873 S. 303 ff.; B. Heier, 
Abschlass von StaatsvertrSgen an verschiedenen Orten, na- 
mentlich S. 100; dann von Gorias in Hirtb's Annalen 1874 
S. 759 ff. 

Zu welch' bedenklichen Collisionen aber eine Behand- 
lang des Yertragsschliessnngsrechtes nach den beiden erst- 
genannten Theorieen ftthren könne, ist leicht ersichtlich; 
denn danach ist einerseits das Staatsoberhaupt dem Hitcon- 
trahenten ans dem gültigen Vertrage snr Ansführong dessel- 
ben verpflichtet, andererseits aber die Höglichkeit sehr nahe 
liegend, dass es an der Erftlllnng seiner vertragsmässigen 
Pflicht wegen der Nichtbeachtung seiner staatsrechtlichen Ver- 
pflichtung gehindert werde. Der Fürst wUrde nun nach An- 
sicht der erstgenannten Schriftsteller zunächst mit allen Mitteln 
auf die Ausführung des abgeschlossenen Vertrages hinzuwir- 
ken haben, also eventuell durch Auflösung der nicht zustim- 
menden Kammern, und bei definitiver Erfolglosigkeit seiner 
Bemühungen eine Aafhebnng des Vertrages auf diplomatischem 
Wege herbeiführen müssen. Geht man aber auf diesem Wege 
nnr noch einen Schritt weiteri so wird sich ftlr den Fall, 
dass anch der letztbezeichnete Answeg nicht zn erreichen ist, 
die Gonsequenz ergeben, dass das Staatsoberhaupt durch den 
nach jener Theorie gültigen Yertragsabschlnss den Staat vw 
die Alternative stellt zwischen einem casus belli oder der An- 
nahme jenes Vertrages entgegen seinen Interessen und dem 
Willen des Volkes. 

Wie nun verhSlt es sich mit der angefWbrten Behauptung 
der Existenz eines völkerrechtlichen Grundsatzes, wonach der 
Herrscher prindpieU und unter allen Umstünden den Staat 
durch eiaen von ihm ahgeschlosseiien Vertrag verpflichtet? 
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Das Völkerrecht, ein jas non scriptum, giebt hierauf keine 
positive Antwort; es beruht auf Gewohnheitsrecht, welches 
ans der tibereinstimmenden Handlungsweise der Staaten zu 
erkennen ist; aber auch hier sucht man vergebens die Lö- 
silDg der Frage. Es bleibt sonach Nichts übrig, als dass 
man die Ansichten der bedentendsteD Autoritäten auf dem 
Gebiete des YOlkerreehts httre und prttfend neben einander 
ateUe, am ans dem Gewichte ihrer Meinungen eine Ent- 
acheidnng zu gewinnen. Es ist denn auch dieser Weg von 
E. Meier a. a. 0. S. 92 ff. eingeschlagen und in ^iner Zu- 
sammenstellung der bezüglichen Ansichten der bedeutendsten 
Völkerrechtslehrer verschiedener Nationen von Hugo Gro- 
tius an bis zu Calvo in die neueste Zeit herauf mit Evidenz 
nachgewiesen worden, dass alle diese Autoritäten tiberein- 
stimmend scharf und klar das Gegentheil von dem behaup- 
teten Grundsatze aussprechen, indem sie alle lehren, dass 
zum verbindlichen Abschlüsse eines völkerrechtlichen Ver« 
träges dasjenige Organ, eines Staates befugt sei, welches 
hiesn von der Staatsverfassung ermächtigt sei. Sonach be- 
stimmt das S^tsgmndgesetz die Yertragasehliessnngs-Com- 
petens des Herrschers und darum ist es eine Pflicht der 
Staatsregierungen, beim Abschlüsse solcher Verträge gegen- 
seitig die verfassungsmässige Legitimation des Organs ihrer 
Mitcontrahenten hinsichtlich der Dispositionsfähigkeit zu prü- 
fen, wenn sie sich nicht der Gefahr aussetzen wollen, einen 
nichtigen Vertrag geschlossen zu haben. 

Und wenn es auch sonst nicht angeht, die Analogie des 
Privatrechts für das Völkerrecht geltend zu machen, so dürfte 
doch gerade hier dem Satze Ulpian's in L. 19 Dig. de reg. 
jnr.: qui cum alio contrahit, vel est vel debet esse non igna- 
ms conditionis ejus eine Berechtigung um so weniger abzu- 
sprechen sein, als ja die Staatsverfassungen kein Geheimniss, * 
sondern unter allen Staaten wohl bekannt sind. 

Der Schwerpunkt der Frage liegt also auf staatsrecht- 
lichem Gebiete und damit föllt auch die Möglichkeit einer 
Collision zwischen Vertiagsschliessung und Ausführung weg; 
denn ist ein Vertrag ohne Beachtung der im Staatsgrund- 
gesetz enthaltenen Beschränkimeren vom Staatsoberhaupt ge- 
schlossen, so fehlt zu seinem Bestände eben ein wesentliches 
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Moment; die Dispositionsbefagniss des contrahirenden Organs^ 
und der Vertrag ist nichtig. Eine etwaige Bemühung des 
Kegenten, denselben, wenn ihm nicht nachträgliche Geneh- 
migung durch die competenten Organe zu Theil wird, mit 
allen Mitteln gleichwohl aufrecht zu erhalten, wie dies 
V. Rönne, Verfassungsrecht des deutschen Reiches S. 61 
fttr nothwendig erachtet, wäre sogar ala Verfassaogsyerletziiiig 
sn qnalifiziren. 

Zu Gunsten der entgegengesetzten Ansieht spricht niin 
allerdings ein Umstand, ein Opportnnitätsgnmd nemlieb, dar 
einer nfiheren Belenchtong bedarf. Es ist dies die Einheit 
der Handlung im YOlkerreehtlichen Verkehre, welche bei der 
unbedingten PrSrogatiye des Staatsoberhauptes zum Abschlüsse 
von Staatsverträgen zur Geltung kommt' Es Iflsst sieb natdiv 
lich keineswegs verkennen, dass in den wichtigsten Momen- 
ten des internationalen Verkehrs eine Mehrheit der handelnden 
Organe wegen der dabei in's Gewicht fallenden Nothwendig- 
keit raschen Entschlieasens und Handelns von Nachtheil sein 
kann; darum ist wohl auch in fast allen Verfassungen, wenn 
es sich um Krieg und Frieden handelt, dem Staatsoberhaapte 
ganz freie Hand gelassen. Ob aber eine Ausdehnung dieser 
Freiheit auf alle Tdlkerrechtlichen Verträge und Akte nicht 
noch weit schwerere Naehtheile fttr den Staat yerursaehen 
konnte, ist eine Frage, deren Berechtigung nicht zu bezwei- 
feln ist Genau besehen triflt aber der in dem eben ange- 
fahrten Moment der nothwendigen Einheit beim vOlkerrecht- 
liehen Handeln enthaltene Vorwurf unsere Ansicht gar nicht. 
Denn auch bei beschränkter Handlungsfähigkeit des Staats- 
oberhauptes ist gleichwohl Einheit der Aktion nach Aussen 
dadurch zu erzielen, dass der technisch fertige Entwurf vor 
der Ratifikation der Volksvertretung zur Genehmigung vor- 
gelegt wird, da ja Verhandlung und Ratifikation in .der 
landesherrlichen Competenz liegen. 

Der* Einwand aber, dass der Herrscher, welchem einer- 
seits das freie Recht der KriegsfUhrung und Friedenssehlies- 
sung zustehe, durch die anderseitige Beschränkung beim Ab- 
schlüsse eines vielleicht ganz unwichtigen Vertrages in eine 
nnwttrdige Stellung gedrängt werde, welche von keiner Ver- 
ÜMsnng gewollt sein kOnne, ist ebenso wenig, wie der Torige 
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geei^et, den Satz zu entkräften, dass das Staatsoberhaupt 
den Staat nur insoweit verpflichten könne, als es mit Be- 
achtung seiner verfassungsrechtlichen Beschränkungen handle. 
Denn dieser Satz ist nicht, wie die erwähnten Einwände, auf 
NtttzlichkeitsrückBichten nnd politische Erwägungen gebaat^ 
flondern aU Norm des positiven Staatsreohts und als Conse- 
qneiiz des flogenannten Oonstitotionalismaa aufgestellt. — 

Naeh dieser aUgemeinen Anseiiuuidersetsiiiig ist non das 
gewonnene Besnltat auf die in den einzelnen Staaten be- 
stehenden Verfassnngsbestimmnngen anzuwenden. J)a es je- 
doch, wie später erhellen wird, aneh fttr die Darstellung des 
bezüglich der völkerrechtlichen Verträge der Einzelstaaten 
geltenden Rechts von Wichtigkeit ist zu wissen, unter wel- 
chen Voraussetzungen ein gültiger Weise abgeschlossener 
Vertrag des Reiches vorliege, so ist eine kurze Beleuchtung 
der diesbezüglichen Bestimmangen der deutschen üeicbsver- 
fassung nicht zu umgehen. 

Artikel 11 derselben, welcher die Competenzen fllr die 
Ansttbnng der yOlkerreohtliehen Funktionen regelt, lautet nnn: 

„Das Prftsidiam des Bundes steht dem Etoige von Freussen 
„zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt. Der Euser 
„hat das Reich TOlkerrechtlich zu vertreten, im Namen des 
„Reiches Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, BUnd- 
„nisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, 
„Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen 



,}In80weit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche 
„Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 in den Bereich 
„der Reichsgesetzgebtmg gehören, ist zu ihrem Abschlüsse 
„die Zustimmung des Bundesraths und zu ihrer Gttltigkeit 
„die Genehmigung des Beichstages erforderlidi.*' 

In diesen Worten sind also zwei Eategorieen von Yer- 
trXgen gebildet, fttr welche yerschiedenes Becht gilt, 
nemlich : 

1) solche, die sich auf Gegenstände beziehen, welche nach 
Art. 4 *) in den Bereich der Reichsgesetzgebang ge- 
hören, and 



*) S. hiezu das oomittelbar Folgende. 
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2) aUe anderen Vertrflgei welche vom Reiche abgeschlossen 
werden kOnnen. Hiebei ist zn bemerken, dass ans den 
Worten des Art. 11 „YertrXge mit fremden Staaten^ 
keineswegs gefolgert werden darf, es sei damit ein 
Unterschied in der rechtlichen Behandlung der Vertrftge 
des Reiches mit deutschen und ausserdeutschen Staaten 
statuirt. Es geht dies aus den Consequenzen einer sol- 
chen Annahme mit Evidenz hervor, indem sonst der 
Kaiser bei den crsteren Verträgen einer Mitwirkung von 
Bandesrath und Reichstag niemals bedürfte, was der 
spftter zn entwickehiden ratio legis direkt zuwider w£re. 

Em mnss hier im Vorhinein auf einen weiteren redaktio- 
nellen Fehler des Art. 11 cit. hingewiesen werden ; man könnte 
nemlich aus der Fassung desselben zu der Ansicht gelangen, 
als ob der Zustimmung von Bundesrath und Reichstag ledig- 
lich solche Verträge mit fremden Staaten bedürften, welche 
Gegenstände betreffen, die nach Art. 4 in den Bereich der 
Reichsgesetzgebnng fallen, während andere, wenngleich deren 
Inhalt nach einer anderweiten Yerfassungsbestimmang in den 
Bereich der Beichsgesetzgebnng fiele — nm nur des Art. 78 
zn erwShnen — einer solchen Zustimmung nicht bedurften. 

Dass dem aber nicht so sei, vielmehr eine extensive In- 
terpretation im Sinne der zweiten Auffassung Platz greifen 
müsse, d. h., dass völkerrechtliche Verträge in allen Fällen, 
wenn sie Gegenstände betreffen, die in den Bereich der 
Beichsgesetzgebung fallen, der Mitwirkung yon Bundesrath 
und Beichstag bedttrfeni geht aus dem Gesammtinhalte der 
Beiehsverfassung und aus der staatsrechtlichen Stellung und 
Aufgabe des Bundesrathes. und Beiohstages klar heryor und 
wfirde eine gegentheilige Auffassung den Art. 11 zu einer 
Quelle von Collisionen machen, indem dann T5lkerrechtlich 
und staatsrechtlich gültige Verträge gleichwohl undurchführ- 
bar werden könnten wegen eines zu erlassenden Gesetzes, 
welches übereinstimmende Beschlüsse des Bondesrathes und 
Beichstages erfordert 

Die snb Ziffl 1 genannten Verträge mit der eben be- 
gründeten Modifikation bedürfen also der Zustimmung des 
Bundesraths und der Genehmigung des BeiidiBtages. 
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£b ist hier freilieh fast Alles streitigi so insbesondere, 
ob die Worte nZostimmimg zom Abschlnsse^ und „Geneh* 
miguDg zur Gültigkeit" eine Tersehiedene Art der IGtwirkmig 
von Bondesratb und Reichstag stataireo, ob die GeDehmigimg 

des letzteren schon vor dem Abschlüsse d. h. der Ratifikation 
ertheilt sein müsse, ferner ob die Mitwirkung der beiden 
Staatsorgane in allen Fällen erforderlich sei, in welchen die 
Gegenstände der Verträge unter eine der Nummern des Art. 4 
fallen; oder nur dann, wenn bei deren interner Begelang 
eine Thätigkeit der gesetzgebenden Faktoren reranlasst wer- 
den mUsste, so dass also eine Mitwirkung von Bnndesrath 
nnd Keichsteg nieht erforderlich wfire, wenn im Art 4 ge- 
nannte Gegens(ftnde, soweit sie lediglich die Yeror^nngs- 
gewalt in Bewegung setzten, durch vGlkerrechtlidie Verträge 
normirt würden. Es wffarde jedoch zn weit führen nnd ist 
nicht Aufgabe dieser Abhandlung, die hier einschlagenden 
Streitfragen zu untersuchen und zu entscheiden. 

Was die zur oben angeführten zweiten Kategorie ge- 
hörigen völkerrechtlichen Verträge betrifft, so ist zu deren 
gültigem Abschlüsse verfassungsmässig der Kaiser allein be- 
rechtiget. Hieher gehören kraft positiver Bestimmung die 
Friedensschlüsse ohne Bücksicht auf ihren Inhalt, femer der 
Natur der Sache nach Verträge, welche die Süssere Politik 
betrefifen; dazu konunen naeh der richtigen Ansicht noch Ver- 
trltge Uber solche Angelegenheiten, deren interne Regelung 
in der Verordnungsgewalt des Kaisers liegt. Damit ist jedoch 
noch nicht das ganze Gebiet dieser Kategorie erschöpft; es 
lassen sich vielmehr noch mannicbfache BeziehuDgen des 
staatlichen und socialen Lebens denken, deren vertrags- 
mässige Begelung nothwendig werden kann, ohne dass die- 
selben in den hauptsächlich durch Art. 4 bestimmten Bereich 
der Beichsgesetzgebung fallen. Bestimmend für deren Ein- 
reihung in die zweite Kategorie ist aber immer die Beant- 
wortung der Frage, ob bei interner Begelung der concreten 
Verhältnisse lediglich die Verordnungsgewalt des Kaisers in 
Bewegung gesetzt werden mttsste oder nicht — 

Nun zu den deutschen Einzelstaaten: 

Diese zerfallen nach ihrer Verfassungsfoxm in Monarchieen 
und Bepuhliken; die eisteren sind mit AusDahme der beidoi 
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mecklenbiirgisehen GrosshenogÜillmer, welehe noch aitstSn- 
diseb gegliederte Landtage, haben, modern constltutionelle; 
die YerfaBSODg der Bepnbliken ist eine repräsentative, inso- 
ferne als nielit das Volk in der Oesammtheit seiner einseinen 
Glieder die Regierung unmittelbar anstlbt, sondern diese einer 
Anzahl gewählter Vertreter libertragen hat. 

Nach dieser verschiedeDartigen Gestaltung der Vcrfassnng 
ist auch die Beantwortung der Frage nach dem zum Ab- 
schlüsse völkerrechtlicher Verträge competcnteu Staatsorgan 
verschieden. Denn wenn in den Monarchieen die Macht der 
Verhältnisse dazu geführt hat, dass den Bepräsentanten des 
Volks ein nicht unbeträchtlleber Einflnss anf den Abscbluss 
internationaler Verträge eingeräumt wnrde, so ist hier doeh 
wieder der Gesiehtspnnkt bestimmend, dass auch in der 
constitntionellen Monarchie principiell die hl^ehste Gewalt im 
Staatshaupte concentrirt ist nnd die Rechte der Volksyertre- 
tang sieh immer nur als Beschränkungen des Herrschers durch 
den Willen der Beherrschteu darstellen; in den Republiken 
dagegen kann von einer Mitwirkung der Volks-Vertretung, 
von einer Beschränkung der höchsten Gewalt durch das Volk, 
die Beherrschten, naturgemäss nicht die Rede sein, denn die 
höchste Gewalt liegt eben ganz und yoll in den Händen des 
VolkSi weiches nur die Aosttbang derselben einer Anzahl von 
Vertrauenspersonen tibertragen hat. Während daher in den 
Monarchieen das Staatsoberhaupt die Vermuthung der Be- 
reditigung fttr sich hat, wogegen ein Bewds nur durch aus- 
drückliche beschränkende Verfassungsbestimmnng gefllhrt wer- 
den kann, ist eine solche Präsumtion bei den repubUkanisdieo 
ßegierungsorganen nicht gegeben. — 

Die drei deutschen Republiken Lübeck, Bremen und 
Hamburg haben die Ausübung der höchsten Gewalt einem 
Senate und der sogenannten Bürgerschaft übertragen, zwei 
Collegien von gesetzlich beschränkter Zahl gewählter Mit- 
glieder *)« 

Diese beiden Collegien leiten jedoch in gleicher Weise 
ihre Rechte von den Bttrgem des Staates ah nnd sind daher 



*) VerfuBung Ton Lttbedk Art 4, von Bremen § 3, von Harn- 
bnig Art 6. / 
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• 

auch in gleichem MasBe berechtigt, wenigstens qnalitatiy, flo 

dass im Zweifel die Nothwendigkeit der Thätigkeit beider 
anzunehmen ist; auch ist der Senat nicht alleiniger Träger 
der Gewalt, die Bürgerschaft nicht beschränkendes Element, 
vielmehr beide Mandatare der sich selbst regierenden ßUrger- 
Gesammtheit. Die Gesetzgebungsgewalt steht ihnen gemein- 
sam in der Weise za, dass zum Zustandekommen eines Ge- 
setzes übereinstimmender Beschluss beider Collegien erforder- 
lieh iaty beide zur Initiative, dagegen ziur Verkttndignng der 
Senat allein befitgt ist, welchem auch die Verordniingsgewalt 
znsteht*). 

Eb wttrde sonach in ^treuer Gonsequenz des dargestell- 
ten Verhältnisses anch ttbereinstimmender Beschluss dieser 

beiden Staatsorgane zu dem Zustandekommen völkerrechtlicher 
Verträge erforderlich sein und damit wäre auch die Dar- 
stellung dieser Lehre für die republikanischen Einzelstaaten 
des deutschen Reiches erschöpft. In der That ist aber dieser 
Grundsatz in den Verfassungen von Lübeck und Bremen 
durchbrochen ; wesshalb eine gesonderte Behandlung des Ver- 
tragsrechtes der Bepubliken nnd der monarchisch regierten 
Staaten Platz greifen mnss. 

A. MonarehieeiL 

Nicht alle Verfassungen der monarchisch regierten deut- 
schen Einzelstaaten enthalten über die Mitwirkung des Land- 
tages bei Eingehung völkerrechtlicher Verträge Bestimmungen. 
Es ist daher zu untersuchen, ob und in wieweit dieser Um- 
stand von Einfluss ist aof die Bestimmung des abscbluss- 
berechtigten Organs; es sind desshalb diejenigen Staats- 
yerfassuDgeni welche für gewisse Verträge die Genehmigung 
der VolksTertretnng erfordern, nnd diejenigen^ welche keine 
diesbezUgliohe Beschränkung des Monarohen enthalten, ge- 
sondert zn beleuchten. 

a) Staaten, deren Verfassung zum Abschluss gewisser 
Arten von Verträgen Genehmigung der Volksvertretung er- 
fordert, sind: 



*) Verf. von Hamborg Art. 61 1 von Lübeck Art. 50, 51; von 
Bremen § 56, 58. 
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PrensBen^), Württemberg^), Oldenburg'), Braiin86hweig*)> 
8adiBeii-Cobiirg*Gotha^), Anhalt % Sebwarzbnrg-Bndolstadt^ 

Schwarzburg-SondershauseD ^) , Waldeck ») , Reoss j. L. 
jedoch finden sich auch in den Verfassungen anderer deut- 
scher Staaten Beschränkungen des Landesherrn nach dieser 
Richtung implicite ausgesprochen, wenn auch nicht unter 
specieller HinweisaDg auf den Abschloss TÖikerrechtlicber 
Verträge. 

Nach Materien geordnet gestalten sich diese Beschrfin- 
knngen der völkerrechtlichen Handlongsfähigkeit dea Monar- 
ehen in der Welse, dass die Zostinunang der VolksTertretong 
erfordert wird, wenn es sich nm YertrSge handelt, welche 

1) dem Staate Lasten oder einzelnen Staatsbflrgem Ver- 
tnndlichkeiten auferlegen i^}; so in Prenssen (Art. 48), Würt- 
temberg (§ 85 Z. 2), Sachsen-Coburg-Gotha (§ 128 Abs. 2), 
Schwarzburg-Sondershausen (§42), Reuss j. L. (§ 70). Die 
Fassung dieser Bestimmungen ist aber nichts weniger als 
präcise, indem sich unter dieselbe wohl alle völkerrechtlichen 
Verträge einreihen lassen; denn sogenannte wohlthätige Ver- 
träge sind dem Völkerrechte fremd, daher alle Verträge 
„lästige" im Sinne des Privatrechtes sind. 

Dass aber diese weitomfassende Bedeutung der Worte 
„Lasten^ und „Verpfliehtongen^ nicht gemeint sei, geht nicht 



1) VerfaMtUig Art. 48. 

2) VerfaBBUig § 85. 

3) Staatsgrundgesetz Art. 6. 

4) Landscbafts-Ordnung Art. 6» 

5) Staatsgrundgesetz § 128. 

6) Landschafts- Ordnung $ 19. 

7) Grundgesetz § 31. 

8) Grundgesetz § 42. 

9) Verfassung § 11. 

10) Staatsgrundgesetz §§ 69, 70. 

NB.! Die Verfassung von Schaumburg-Lippe von 1868 war weder 
in Bibliotheken, noch im Buchhandel erhältlich und kann desshalb 
nicht citirt werden. 

11) Es wird in der Folge dem Namen der einzeken Staaten der 
betr. Artikel des Staatsgrundgesetzes im Texte in Klammern einfach • 
beigesetzt werden. 
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nur hieraus hervor, sondern es ist dies insbesondere auch 
aus dem Art 48 der preussischen Verfassung zu ersehen. 
Denn dort ist ein Unterschied hinsichtlich der rechtlicheD Be- 
handlung statuirt zwischen den Friedensverträgen einerseits 
und den HondelsYerträgen sowie solchen VertrSgen anderer- 
seits, welche dem Staate Lasten oder den Bttrgem Yerpflicfa- 
tnngen anferlegen; es kOnnen sonach anter den letztgenann- 
ten nicht alle völkerrechtlichen Verträge gemeint sein, son- 
dern nnr eine bestimmte Gruppe. Deren Begrenzung ergiebt 
sich aber aus der ratio legis, welche keine andere sein kann 
als die Absicht, die verfassungsmässigen Rechte der Volks- 
vertretung hinsichtlich der Zustimmung zu Gesetzen und der 
Controle des Staatshaushaltes zu wahren. Es sind also unter 
„Lasten" nur solche zu verstehen, welche Gegenstand eines 
Finanzgesetzes oder einer ßudgetbewilligung sind, und unter 
i,Verfliehtangen'' der Staatsbürger nnr solche, die nach der 
Yerfassnng lediglich durch ein Gesetz anferlegt werden 
dürfen *). 

2) Wenn den „Unterfhanen" besondere nene Lasten auf- 
erlegt werden sollen, erfordert die Verfassung von Oldenburg 
(Art. e«") und die Landsehafts- Ordnung von Anhalt (§ 19) 

gleichfalls die Zustimmung der Stände. Auch hier gilt das 
Gleiche, wie für die sub 1 genannten Staaten bezüglich der 
Interpretation des Wortes „Lasten". 

3} Gleiches ist der Fall in Preussen (Art. 48) und Würt- 
temberg (§ 85 Z. 5), wenn die Verträge Handelsverträge sind, 
in Oldenburg auch bei Schifffahrtsverträgen (Art. 6^). Auch 
hier ergiebt sich eine Schwierigkeit bei der Interpretation in 
Bofeme, als unter Handels- und Schi£ffahrtsvertrSgen * Ver- 
träge der mannichfachsten Art inbegriffen werden könneof 
wenn sich nur der Inhalt derselben mittelbar wenigstens auf 
Handel und Verkehr bezieht. Daraus entsteht, wie bei den 
unter 1 und 2 genannten Verträgen die Missliehkeit, dass die 
Volksvertretung in der Lage ist, ihr ZustimmungsrecSt in 
einer von der Verfassung nicht gewollten Ausdehnung in An- 



1) cf. QneiBt» Gntacbten Uber die Aual^gong des 8 48 der 
prenss. Verfassnngs-Ürkimde (Anl. A Bom 5. Bericht der CkMumlssion 
ftir Petitionen. Haus der Abgeordneten II. SesBion 1868). 

Tin «oll, B«olit der dratooliMk BtniebtMten. Q 
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Spruch zu nehmen und da88 nebenher auch die völkerrecht- 
lichen Verhältnisse durch die wechselnden rartheiverhältnisse 
im parlamentarischen Leben wesentlich beeinflusst werden 
können ; eine antbentisehe Interpretation der beiden Ausdrucke 
liegt aber nirgends vor. 

In der wttrttembergischen und oldenbargisehen Verfassung 
ist zwar der weitgehendsten Interpretation eine Schranke da- 
durch gesetzt, dass in jener der Zasatz „welcher eine neue 
gesetsliefae Einrichtung zur Folge hStte* und in dieser „wenn 
sie nicht einfache Gegenseitigkeitsverträge sind** beigettigt ist. 
Was freilich der letztere Ausdruck bedeuten solle, ist nicht 
klar, da der Fall, dass ein Staat dem anderen Vortheile im 
Handelsverkehr einräumt, ohne sich eben dieselben von die- 
sem versprechen zu lassen, kaum bei anderen als Friedens- 
verträgen nach einem fUr den begünstigten Staat siegreichen 
Kriege vorkommen wird. Jedenfalls aber liegt den angeführ- 
ten Worten die Absiclit za Grunde, der Volksvertretung auf 
dem Gebiete der völkerrechtlichen Staatsakte den gleichen 
EinflusB zu wahren, welchen sie im inneren Staatsleben auf 
dem Gebiete der Geseta^ebnng und Bewilligung von Geld- 
mitteln fttr Staatszwecke innehat. Dies zeigt sich deutlich, 
wenn man auf die Veranlassung zur Aufnahme dieser be- 
schränkenden Bestimmungen in die Verfassungen zurückgeht 
Es hatten nemlich diese Handels- und SchiftVahrtvcrträge 
durch das Vcihältniss der Einzelstaaten zum Zollverein eine 
anomale Bedeutung gewonnen insoferne, als zahlreiche An- 
gelegenheiten wichtiger Natur, welche sonst zur Gesetzgebung 
und Feststellung des Staatshaushaltes gehören, zu Gegen- 
ständen völkerrechtlicher Verträge geworden waren, da der 
Zollverein Gesetzgehungsgewalt nicht besass. 

Es war also bei diesen Yerhältnissen der Volksvertretung 
ein guter Theil ihrer Befugnisse entzogen ; um nun dieses 
Hissyerhältniss und einen möglicherweise daraus entstehen- 
den^onflikt zwischen Gesetzgebung und Besteuerung zu ver- 
httten, beziehungsweise zu beseitigen, kam es bei Neuge- 
staltung der Verfassungen zur Aufnahme der angegebenen 
Bestimmungen, wonach fernerhin der Volksvertretung die Aus- 
Übung ihrer Rechte nicht mehr geschmälert werden konnte. 

Fttr Württemberg ist nun die eine Seite der Funktion 
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des Landtags — MitwirknDg bei der Gesetzgebung — , flir 
Oldenburg offenbar die andere — BndgetbewilUgang — beim 
Abschlnsse von Handels- ond beziehnngsweise S^hififabrts- 
Terträgen anfreoht erhalten. £s ist daram anch die Bestim- 
mnng der preussiscben Verfassnng dabin zn erlftntern, dass 
hier unter Handelsverträgen nur diejenigen zu verstehen seien, 
deren Inhalt entweder die Erlassuug neuer, Aenderung oder 
Aufhebung bestehender Gesetze oder eine finanzielle Bewil- 
ligung nothwendig macht; für alle anderen Handels- etc. 
Verträge ist aus dem Grunde, worauf das Mitwirkungsrecht 
der Volksvertretung beim Abschlüsse völkerrechtlicher Ver- 
träge überhaupt beruht, keine Veranlassung zu finden, dieses 
Becht für dieselbe in Anspruch zn nehmeD. 

4) Nach den Verfassungen von Württemberg (§ 85 Z. 3), 
Sacbsen-Coburg-Gotha (§ 126 Abs. 2), Braunsehweig (§ 8), 
Oldenburg (Art. 6») und Beuss j. L. (§ 70) findet eine Mit- 
wirkung der Yolksvertretung Statt, wenn ein Landesgesetz 
abgeändert oder aufgehoben werden muss in Folge des Ver- 
trages. 

5) In Württemberg (§ 85 Z. 4) und Reusa j. L. (§ 70) 
dann, wenn eine Verpflichtung übernommen werden soll, 
welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde. 
Auch ohne diese Bestimmung würde übrigens der Landes- 
herr, weil die Kechte der Staatsbürger auf der Verfassung 
beruhen, sohin in Folge des Vertrages eine Aenderung dieser 
nothwendig würde, gezwungen sein, die Zustimmung der 
Volksvertretung vor Abschluss des Vertrages einzuholen, um 
sich die Möglichkeit der Durchführung desselben zu sichern. 

6) Bei Verfiusserungen Ton Btaatseigenthnm ist die Ge- 
nehmigung der Volksvertretung erforderlich in Wttrtteknberg 
(§ 85 Z. 1), Sobwarzburg- Sondershausen (§ 53) und Beuss 
j. L. (§ 70); sowie bei Veräusserung von Theilen des Staats* 
gebiets in Sachsen (§ 2), WSrttemberg (§ 85 Z. 1), Sachsen- 
Weimar (§ 4 Z. 7), Oldenburg (Art. 3 § 1), Braunschweig 
(§ 1), .Sachsen-Altenburg (§2), Anhalt (§ 19), Schwarzburg- 
Eudolstadt (§ 81), Schwarzburg-Sondershausen (§ 53), Wal- 
deck (§2), Reuss ä. L. (§ 2). Ausser den genannten Staaten, 
deren Verfassungen ausdrückliche Bestimmungen enthalten, 
ist noch in anderen bei Veräusserungen von Staatsgebiet eine 

2* 
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Mitwirkung der Volksvertretung^ nothwendig, wenngleich dies 
nicht ausdrücklich ausgesprochen ist. In Preussen (§§ 1 
und 2) nnd in Beoss j. L. (§ 4) können nemlich Gebiets- 
Änderungen nur auf Grund eines Gesetzes vorgenommen wer- 
den und in Saebsen Cobnrg-Gotha (§113) sind dieselben als 
Verfassnngsftnderangen erklSrt. ^ 

Grenzberichtigangen, soferne dabei kein Unterthan ab- 
getreten wird, sind hievon ausgenommen in Sachsen (§ 2), 
Saebsen- Weimar (§ 4 Z. 7), Oldenburg (Art. 3 § 2), Sebwarz- 
borg-Rudolstadt (§ 31), Waldeck (§ 2), Reuss j. L. (§ 4); 
Grenzberichtigungen schlechthin und Gebietsvertauschungea 
sind au die Geuehmigung der Kammern nicht gebunden in 
Braunschweig (§ 1), ^chwarzburg-Sondershansen (§ 53) und 
Anhalt (§ 19); in Oldenburg ist aber auch eine Greuzberich- 
tigung an die Genehmigung des Landtags gebunden, wenn 
dabei Staatsgut aufgegeben oder Gemeinde- oder Privat- 
grandstUcke wider Willen der Besitzer abgetreten werden 
sollen (Art 8 § 2). In Baden (§ 3), Saohsen- Meiningen 
(§ 2) nnd Saebsen -Altenbnrg (§ 2) ist das Staatsgebiet als 
nnveränsserlieb bezeichnet, ohne dass die EventaalitSt einer 
nothwendigen Gebietsabtretnog in's Auge gefasst worden wäre; 
in einem solchen Falle wird daher vor Anknüpfung dahin 
gehender Unterhandlungen eine Aenderung der Verfassung zu 
veranlassen sein; in Bayern ist das Staatsgebiet nur veräus- 
serlich durch den Monarchen, wenn er darüber nach dem 
Zwecke und der Wohlfahrt des Staates innerhalb der Grenzen 
seines Regierungsrechts verfügt, und bei Grenzberichtigungen 
(Tit. III § 6 Z. 1 u. 2) ; eine Mitwirkang der Volksvertretung 
findet nicht Statt. Gebietserwerbnngen bedürfen der Geneh- 
migung der Volksvertretung nur in Prenssen (§ 1 nnd 2) nnd 
in Reuss j. L. (§ 4), wo sie ein Gesetz erfordern, nnd in 
Saob8en-Goburg>Gotha (§113), weil sie hier als Verfassungs- 
änderungen gelten. In wieweit aber den deutschen Einzel- 
staaten überhaupt das Recht zusteht, in ihrer Gebietsgestal- 
tung Aenderungen vorzunehmen auf dem Wege des Vertrages, 
wird bei Darstellung des Umfanges ihrer Vertragscbliessungs- 
Competenz zu untersuchen sein. 

7) In Oldenburg (Art. 3 § 1) ist die Zustimmung des 
Landtages erforderlich bei Veräosserung eines Rechtes des 
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Staats oder des Staatsoberhauptes, in Reuss ä. L. (§ 2) bei 
Veränsserung eines Regierungsrechtes des Fürsten. 

8) Es ist endlich noch einer Bestimmung der oldenburgi- 
schen Verfassung (Art. 6*) Erwähnung zu thun , welche ver- 
fügt, dass der Landtag in allen Fällen der Vertragschliessung 
mitwirken müsse, wenn es sich um eineD Gegenstand handelt, 
über welchen ohne seine Zustimmang verfasanngsmässig An- 
ordnnngen nicht getroffen werden dürfen. Damit ist der 
Spielraum des selbststSndigen Vertragschliessnngsreehtes des 
Grossherzogs anch fttr die dnrch die sonstigen Verfassnngs- 
bestimmungen (Art B § 1 ; Art 6^ nnd 6«) seiner Disposition 
1l1>erlassenen GegenstSnde gesetslich anf die SpbSre des Ver- 
ordnnngsrechtes besehränkt, d. h. auf die znr Anaftlbrnng be- 
stehender Gesetze erforderlichen Normen (Art. 137); das so- 
genannte Nothverordnungsrecht gibt aber nicht die Bcfugniss 
zur unbeschränkten Veitragschliessnng in den für dasselbe 
vorausgesetzten Fällen [s. S. 50]. — 

Damit sind die einzelnen Fälle der Beschränkung der 
TOlkerrecbtlichen Handlnngsi^igkeit des Monarchen, soweit 
sie in den Verfassungen ausgesprochen sind, erschöpft; es 
ist nun deren Wirkung darzulegen. 

£s sind aber hier der Möglichkeiten nur zwei, nemlicb 
entweder dass die Mitwirkung der Volksvertretung d. h. ihre 
Zustimmung schon vor der Batifikation erfolgen muss, oder 
erst nach derselben zur Ausführung des Vertrages. Was aber 
hievon Beohtens sein solle, darttber enthalten nur sehr we- 
nige Verfassungen klare Bestimmungen. 

In Schwarzburg - Rudolstadt ist nach § 31 des Staats- 
grundgesetzes die Zustimmung der Volksvertretung lediglich 
zur Ausfuhrung erfordert und nur, wenn es sich um Abtretung 
von Gebietstheilen handelt, wobei Unterthanen aus dem Staats- 
verbande scheiden ; für alle anderen Verträge ist eine Mit- • 
Wirkung der Volksvertretung nicht vorgeschrieben ; es ist aber 
nicht abzusehen, in welcher Weise der Fürst einen Vertrag 
zur AusführuDg bringen könnte, wenn dieser den Erlass eines 
Gesetzes oder Belastung der Staatsbürger erfordern würde, 
fllr welche Fftile % 23 allgemein eine Mitwirkung des Land- 
tags statuirt. Aber noch mehr; der Fürst wird vielmehr in 
jedem einzelnen der bezeichneten Fälle, um sieb der Möglich- 



Digitized by Google 



22 I* Abfohnitt Das zum AbsehloaBe competente Organ. 

keit der AasfQbruDg za yerdchern, schon vor dem Abschlüsse 
des Vertrages die Zostimmang der Volksvertretniig einholen 
müssen trotB der scheinbar so liberalen Bestimmong des § 13; 
die n&here Begründung hieron später. 

Die Verfassangen Ton Preossen (§ 48) nnd Waldeek 
(§ 11) sprechen von einer „ZustimmuDg znr Gültigkeit^. 
Daraus ergibt sich, dass ein Vertrag so lange ungültig ist, 
bis ihm die geforderte Zustimmung zu Tlieil geworden, dass 
also bis zu diesem Zeitpunkte weder Rechte des anderen 
Contrahenten noch Verpflichtungen des abschliessenden Staa- 
tes (Preossen, Waldeck) aus dem Vertrage hergeleitet wer- 
den ktonen. Will daher ein gültiger Vertrag geschlossen 
werden, so ist die Zastimmnng der Volksvertretong schon vor 
der Ratifikation xu erholen. Selbst wenn man mit Gneist 
nnd y. B9nne annehmen wollte, dass durch die betreffende 
Verfassnngsnorm nicht die YÖlkerrechtlicbey sondern nur die 
staatsrechtliehe Gültigkeit bedingt sei, also die Znstimmang der 
Volksvertretung erst zur Ausführung erfordert werde, wUrde 
man doch indirekt zu dem gleichen Resultate kommen; denn 
wenn auch theoretisch ein Unterschied besteht zwischen einem 
nichtigen und einem zwar gültig geschlossenen Vertrage, der 
aber wegen der Unmöglichkeit der Erlangung der zur Aus- 
führung erforderlichen Genehmignng der Volksvertretung un- 
durchführbar ist, so ist doch in der Praxis in beiden Fällen 
der Effekt der gleiche, nemlich keiner. Nnn haben aber, 
wie oben zn erweisen yersncht wurde, staatsrechtliche Be- 
schrftnknngen des Herrschers auch yOlkerrecbtliche Bedeotnng, 
insofeme sie sich als DispositionBbeschrftnknngen darstellen, 
nnd in dem eoncreten Falle geht eben das VerfUgungsrecht 
selbst nach Ansicht der beiden genannten Gelehrten nur bis 
zur Ausführung. Es müsste daher in jeden einschlägigen 
Vertrag, wollte man sich nicht dolus zu Schulden kommen 
lassen, die Klausel aufgenommen werden, dass die Ausführung 
von der Zustimmung der Volksvertretung abhängig sei. Dies 
aber wttrde ein Zustandekommen des Vertrags sehr erschwe- 
ren. Es mnss daher bezüglich der genannten beiden Staaten 
behauptet werden, die in Bede stehende Verfassnngsbestim- 
mnng sei dahin auszulegen, dass schon yor der Batifikation 
derjenigen Verträge, welche eine Zustimmung der Volks- 
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Vertretung erheischen, diese erholt werden müsse. Dieses 
Erforderniss ist auch in den Verfassnngra TOn Beoss j. L. 
(§ 70) und Anhalt (§ 19) präcise ausgesprochen, während 
alle übrigen, soweit sie Überhaupt bezOgliehe Anordnungen 
enthalten y nnr von einer Znstininrang sehlechthin sprechen, 
ohne besttglich des Zeitpunktes derselben zn verfügen. 

Es würde für diese letzteren Staaten nun allerdings eben- 
sowohl die eine als die andere Möglichkeit hinsichtlich des 
Zeitpunktes der Zustimmung angenommen werden können, 
wenn nicht triftige Gründe praktischer Natur dafür sprächen, 
dass die Zustimmung der Volksvertretung immer schon vor 
Abschluss des Vertrages eingeholt werden müsse. Diese 
Gründe nun liegen darin^ dass wenn man erst zu der Aus- 
führung jene Mitwirkung erfordert, sich nach perfektem Ab- 
schlüsse eines Vertrags unlösbare Conflikte zwischen den 
Pflichten des Staatsoberhauptes ans dem Vertrage gegenüber 
dem Mitoontrahenten und seinem Lande gegenüber aus der 
Verfassung ergeben können, wenn die geforderte Genehmigung 
niebt zu erlangen ist. Denn dann liegt ein gültiger Vertrag 
vor, der aus staatsrechtlichen Gründen nie zur Durchführung 
gelangen kann. Einer derartigen Eventualität sich auszu- 
setzen, ist aber für den Herrscher wegen der weittragenden 
Folgen kein geringes Wagniss und zwingt ihm im günstig- 
sten Falle eine Keihe misslicher Auseinandersetzungen mit 
dem anderen eontrahirenden Staate auf zur Lösung des Ver- 
trages > ganz abgesehen davon, dass hiedurch die Neigung 
zum künftigen Abschlüsse von Verträgen bei anderen Staaten 
erheblich gemindert , auch das Ansehen der Handlungen des 
fiegenten gewiss nicht erhöht wird. 

Es wird sich daher immer, da der Fürst nicht Ver- 
pflichtungen übernehmen kann, deren Einhaltung ausser sei- 
ner Macht liegt, für ihn die freilich nur politische Pflicht — 
wofern diese nicht schon in der Verfassung ausgesprochen 
ist — ergeben, die Zustimmung der Volksvertretung schon 
vor der Ratitikation der Verträge, welche dieser Uberhaupt 
bedürfen, einzuholen und dies gilt also insbesondere von je- 
nen Staaten, welche bezüglich des Zeitpunktes der Mit- 
wirkung der Volksvertretung keine Verfassungsbestimmungen 
haben. 
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Es ist nun noch von einer zweiten Staatengmppe zu 
sprechen, uemlich 

b) von denjenigen, in welchen das Erforderniss einer 
Zustimmung der Volksvertretung zum Abschlüsse von Völker- 
rechtlicheil Verträgen gesetzlich nicht ausgesprochen ist 

Von dieser Gmppe sind zunächst jene Staaten ausza- 
seheiden, deren Gmndgesetze zwar nii^t fttr den speciellen 
Fall eines Vertrags eine solche Beschränkung des Landes- 
herm enthalten, aher doch gewisse Handlangen desselben an 
die Genehmigung der Volksvertretang allgemein binden nnd 
somit auch implicite dessen Vertragschliessnngsbefugniss ein- 
engen, wenn dabei eine solche Handlung in Frage kommt. 
Dies ist der Fall bei Veräosserung von Gebietsth eilen und 
Staatseigenthum und sind die bezüglichen Bestimmungen in 
Abtheilung A a sub Zill*. 6 angeführt worden. 

In den Verfassungen von Bayern, Baden, Hessen, Sachsen- 
Meiningen nnd Altenbnrg, sowie den beiden Mecklenburg- 
sehen GrossherzogthOmem findet sich aber ttberhanpt keine 
Beschränkung des Landesherm, welche fttr das Vertragsrecht 
in Betracht kommen könnte. Es mOsste sohin für die Ober- 
häupter dieser Staaten nach dem Grundsätze , dass deren 
Machtvollkommenheit nicht weiter eingeschränkt ist, als aus- 
drückliche Gesetze dies anordnen, ein unbeschränktes Ver- 
tragschliessungsrecht angenommen werden. Aber auch hier 
macht sich die Erwägung geltend, dass die Ausführung man- 
cher Verträge eine Mitwirkung der Volksvertretung, in Meck- 
lenburg der Kitterschaft und Landschaft ^ nothwendig macht, 
nemlich wenn es sich um Bewilligung von Geldmitteln handelt 
nnd wenn der Inhalt des auszuführenden Vertrages die legis- 
latorische Thätigkeit in Bewegung zu setzen hat Dann wird 
sich auch in diesen Staaten die Nothwendigkeit unabwendbar 
zeigen, eine Einwilligung der Stände einzuholen, um die 
schon mehrfach geschilderte Möglichkeit einer Collision der 
Pflichten des Staatsoberhauptes nach Innen und Aussen zu 
vermeiden. Um aber dies zu erreichen, ist er gezwungen, 
schon vor dem definitiven Abschlüsse, wenigstens bei wich- 
tigeren Angelegenheiten , für welche er der Einwilligung sei- 
ner Stände nicht sicher ist, sich an diese zu wenden, um aus 
deren Geneigtheit eine Eichtschnur für seine beabsichtigten 
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Vereinbarungen zu gewinnen. In Mecklenburg tritt nach 
§ 198/199 des landesgrundgesetzlichen Erbvergleiches vom 
18. April 1755 diese Nothwendigkeit nur ein, wenn die Rechte 
der Ritter- und Landschaft beeinträchtigt oder diesen Lasten 
auferlegt werden sollen. 

Es wird aber hier ausdrücklich hervorgehoben, dass 
diese Verpflichtung des Staatsoberbanptes in den letztgenann- 
ten Staaten keine rechtliche, sondern lediglich eine politische 
is^ Bonach eine Verletzung derselben nieht den Tbatbestand 
einer Verfassongsrerletzung bilden kann. 

B. Die BepnbükeiL 

1) Hamburg bewahrt den repablikanisehen Charakter der 

Verfassung auch in Bezug auf Verträge rein , indem för den 
. Abschluss derselben schlechthin übereinstimmender Beschluss 
von Senat und Bürgerschaft vor der Ratifikation gefordert 
wird (Art. 22). 

2) Lübeck nähert sich in den Bestimmungen über den 
Abschluss von Staats Verträgen den in constitutionell-monarchi- 
seben Staaten geltenden Grundsätzen von dem Mitwirkungs- 
rechte der Volksvertretung. Es kann in Lübeck natnrgemäss 
freilich nicht die Rede sein von einer Volksvertretung, als 
gewaltbeschrftnkendem Momente fttr den Senat, der ja seiner- 
seits Nichts Anderes ist, als der Reprftsentant des Volkes, 
Es ist aber dennoch von der Konsequenz dieses Verbfiltnisses 

. abgegangen nnd in Bezug auf Vertragssehlnss mit anderen 
Staaten dem Senate eine ganz ähnliche Stellung eingeräumt 
worden, wie sie in den Monarchieen dem Regenten zusteht^ 
indem er nur für gewisse Arten von Verträgen der Geneh- 
migung durch die Bürgerschaft bedarf. 

Dies ist aber der Fall nach Art. 50 der Verfassung bei 
Verträgen, welche den Handel und die Schifffahrt oder einen 
derjenigen Gegenstände betrefifen, welche der Mitgen eh migung 
der Bürgerschaft bei sonstigen Regierungsakten unterliegen, 
woza namentlich Verfassungsänderungen, Erwerb nnd Ver- 
äussernng von Hobeitsrechten, Gesetzgebung Uberhaupt nnd 
■Erlassang von Verordnungen in Handelssachen, Einführung 
neuer nnd Aenderung bestehender Abgaben aller Art, 6e- 
stattung der Austtbnng des Gottesdienstes an noch nicht zu- 
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gelassene BeligioDsgesellschaften und Ertheilnng von Friyi- 
l^en gehört Bezttglieb der HaodelsTertrige findet hier je- 
docli eine einBchränkende Interpretation nicht Statt , wie für 

die diesbezüglichen Bestimmungen der preussischen, wUrttem- 
bergischen und oldenburgischen Verfassung. Denn in die 
letzteren fanden jene Eingang wegen der durch den Zollverein 
hervorgerufenen Häufigkeit und Ausdehnung der Handelsver- 
träge, welche ohne eine diesbezügliche Verfassungsbestimmung 
zu einer Scbmälerung der verfassungsmässigen Kechte der 
Volksvertretung auf Mitwirkung bei Begieningshandlnngen 
gefuhrt hätten; in Lübeck aber kann von einer Sichemng 
der Beohte der Volksyertretnng, von einer Geltendmaehang 
der Interessen des Volkes gegenttber dem Herrscher nieht 
die Rede sein. 

Es möge aber hier, auch mit Beziehung anf die oben 
besprochene Aoslegung des Begriffes „Handelsvertriige" be- 
merkt werden, dass anf diesem Gebiete den Einzelstaaten 
ein verschwindend kleines Vertragschliessungsrecht geblieben 
ist, worüber Näheres im folgenden Abschnitte. 

3) Auch in Bremen ist das Verhältniss gleichartig wie 
in Lübeck, indem durch Art. 58^ der Verfassime: gemein- 
schaftliche Wirksamkeit des Senates und der Bürgerschaft 
nur vorgeschrieben ist für Verträge, deren Inhalt Gegenstände 
betrifft, über welche dem Senat allein keine Verfügung zä- 
Bteht; diese sind aber: £rlassnng, authentische Auslegung^ 
Aenderong oder Anfhebnng von Gesetzen, Feststellung der 
Grundsätze der Communalyerfassungen, aUgemeine Bestim- 
mungen Uber das Gewerbewesen, Pririlegien, Monopole, Sehnle 
und Bildungswesen , Abgaben, Verwaltung und Verwendung 
des Staatsvermögens, Erwerb und Veräusserung yon Staats- 
gütern und Benützung des Staatskredits, sowie auch noch 
einige für Verträge kaum in Betracht kommende Gegenstände 
staatlicher Thätigkeit. Es bleiben daher immerhin der freien 
Vereinbarung durch die Senate von Lübeck und Bremen in 
eigener Competenz nicht wenige Verträge überlassen, so 
namentlich alle, deren Inhalt durch Verordnungen geregelt 
werden kann, in Lübeck mit Ausnahme der Handelsverträge. 

Was den Zeitpunkt betrifft, in welchem bei Verhand- 
lungen die geforderte Genehmigung der Bürgerschaft erholt 
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werden rnnss, so deaten hier schon die gebranchten Worte 

„MitgenebmiguDg" nnd „Gegenstand gemeinschaftlicher Wirk- 
samkeit^ darauf hin, dass diese vor dem Abschlüsse der Ver- 
träge erfolgen muss ; dieselben weiden von beiden Regierungs- 
faktoren gleichzeitig — wenn auch nicht im strengsten Sinne 
des Wortes — genehmigt und es verhält sich nicht so, dass 
der Senat den Vertrag abschliesst und die Bürgerschaft ihn 
genehmigt, sondern so, dass beide zusammen den durch Be- 
auftragte des Staates geführten T^nterhandlangen und deren 
Resultat ihre Genehmigung ertheüen, wobei freilich nach 
Anssen nor der Senat erscheint 
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Die Fr^ge, ab und in wieweit den denfschen Einzel- 
Staaten die Befagniss zum Abschlnsse völkerreebtlicher Ver- 
träge zusteht, ist lediglich nach der ReichsverfassuDg za 

beantworten; in dieser aber findet sich eine ausdrückliche 
Erwähnung dieses Rechtes nur bezüglich Bayern's und Würt- 
temberg's für Post- und Telegraphenverträge (Art. 52 Abs. 3), 
eine Bestimmung, welche ein Sonderrecht dieser beiden 
Staaten statuirt. Hieraus darf jedoch, wie schon in der 
EinleituDg kurz bemerkt, keineswegs per argumentum e con- 
trario gesehlossen werden, dass die Einzelstaaten die Be- 
fngniss znm Abscblosse völkerrechtlicher Verträge überhaupt 
nieht mehr besitzen. Die dareh die bezeichnete Verfas- 
snngsbestimmnng: den genannten beiden Staaten eingerSomte 
Befngniss ist allerdings ein PrlTilegiom, aber nnr dessbalb, 
weU auf dem Gebiete des Post- und Telegiaphenwesens 
die Einzelstaaten ttberbanpt nicht mehr mit ansserdentscben 
Staaten irgendwelche Verträge eingehen können, cf. S. 31. 
Dass aber im Uebrigen denselben die Befugniss zum Ab- 
schlüsse völkerrechtlicher Verträge zusteht, geht daraus her- 
vor, dass einerseits das deutsche Keich kein Einheitsstaat 
ist, also auch keinen sachlich unbegrenzten Wirkungskreis 
hat, andererseits auch nicht beabsichtiget ist, den Glieder- 
staaten jegliche völkerrechtliche Handlungsfähigkeit zu be- 
nehmen, da ihnen ausdrücklich das Becht eingeräumt ist, 
Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen, sowie fremde 
Gonsnln auf ihrem Gebiete zuzulassen. In der That steht 
denn auch den Einzelstaaten noch ein ziemlich betrflcbtliches 
und wichtiges Recht zum Abschlüsse TOlkerrechtlicher Ver- 
träge zu. 
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Es ist aber bei einer Untersncbung Uber den Umfang 
ibrer diesbezUglicben Competenz principiell davon auszugeben, 
dass bei der Gründung des Reicbes die ganze Macbtvollkom- 
menheit der Eiiizelstaaten für die Cofflpeteozvertheilung zwi- 
schen ihnen und dem Reiche den Ausgaogspunkt gebildet bat 
nnd dass die Befugnisse des Beiches nur als Beschränkungen 
der Macht der Einxelstaaten anzusehen sind. Es spricht also 
die Yerrnnthong bei einem Competenzstreite für ^e Berech- 
tigung der Einzelstaaten nnd kann diese nur durch Beweis 
des Gegentbeils gebrochen werden; das Reich also mnss seine 
Competenz in jedem einzelnen Falle auf eine Verfassnngs- 
bestimmung gründen und was ibm au Befugnissen durch 
solche nicht ausdrücklich zugewiesen ist oder als nothwendig 
aus dem Sinne des Grundgesetzes und derKatur des Bundes- 
staates hervorgebend zugetbeilt werden muss, das liegt in 
der Macht der Einzelstaaten. Es sind desshalb hier die dies- 
bezüglichen fiestünmnngen der deutschen ßeichsverfassung 
anzuführen. 

Ausdrücklich sind nun der Competenz des Reicbes die 
Gegenstände des Art 4 zugewiesen mit wenigen in den 
Ziffern 1, 8 nnd 10 ^dieses Artikels enthaltenen Ausnahmen; 
ausserdem ist aber das Reich auch allein berechtigt, bei Ord- 
nung rein auswärtiger Angelegenheiten, also namentlich in 
Fragen der Politik selbstständig zu bandeln und zu verhan- 
deln und können die Einzelstaaten auf diesem Gebiete ihren 
Einfiuss nur eventuell im Bundesrathsausschuss für auswär- 
tige Angelegenheiten zur Geltung bringen. 

Es ist zwar dieser letzterwähnte Satz von der ausschliess- 
lichen Competenz des Reiches in rein auswärtigen Angelegen- 
heiten in der Verfassung nicht ausdrücklich ausgesprochen; 
jedoch muss derselbe als selbstverständlich aus der Natur 
de» Bundesstaatsverbältmsses und aus dem ausschliesslichen 
Eriegfübrungsrecbt des Reicbes gefolgert werden. Kimmer- 
mehr kann es angehen, dass Einzelstaaten die Wege der 
Reichspolitik kreuzen, ja vielleicht durch ihre eigene Ver- 
wickelung in auswärtige Angelegenheiten dem Reiche die 
Nothwendigkeit eines Krieges aufdrängen. Eine Sonderpolitik 
der Einzelstaaten ist als absolut ausgeschlossen anzusehen. 
Zu den auswärtigen Angelegenheiten sind nun aber keines- 
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wegs blos die politischen zu rechnen , sondern es gehört dazu 
Alles, was dem Kelche verfassungsmässig nach Aussen vor- 
zukehren obliegt, so insbesondere Schatz aller Deutschen im 
Aaslande (Art. 3 Abs. 6 der üeichsyerf.). 

Bezüglich aller übrigen Angelegenheiten fehlt dem Reiche 
die Competenz zum Abacblasse völkerrechtlicher Verträge. 
Es ist auch nicht znlässig, ans' den im Eingange znr Reichs- 
verfaasnng bezeichneten Zwecken des Beiches — Schatz des 
Bandesgebiets and des Innerhalb desselben geltenden Rechtes, 
sowie Pflege der Wohlfahrt des dentschen Volkes — ein 
weiter gehendes Vertragschliessungsrecht abzuleiten, wie dies 
Gorius a. a. 0. (Hirth's Annalen 1875 8.544) will. Denn 
was sich das Reich von der Thätigkcit zur Verfolgung dieser 
Zwecke als seine Aut'^^abe setzen wollte, ist eben in Artikel 4 
und den weiteren ausflihrenden Artikeln der Reichsverfassung 
aufgezählt. Wollte man aber aus den Worten „Pflege der 
Wohlfahrt des deutschen Volkes" ein solches Recht ableiten, 
so würde hiedorch die Vertragschliessangscompetenz des 
Reiches eine anbegrenzte werden, denn anter diesen Begriff 
lassen sich eben alle Gebiete der staatlichen Thätigkeit sab- 
samiren; gerade hier aber ist in der .Verfassang mancher 
wichtige Zweig onbertthrt geblieben, am nor die Pflege der 
Kunst und Wissenschaft und des Unterrichtswesens Uberhaupt, 
die Ordnung der kirchlich- staatlichen Verhältnisse zu nennen. 
Was aber ungenannt geblieben ist bei Bestimmung der Reichs- 
competenz, gehört in die der Einzelstaaten sowohl bezüglich 
der Gesetzgebung als auch der Vertragschliessung. Bei Be- 
stimmung des Umfanges der Vertragschliessungsbefugniss der 
Einzelstaaten sind aber besonders zu berttcksichtigen die 
Exemtionen von der Beichsgewalt als sogenannte Sonder- 
rechte einzelner Staaten, welche diesen gegenllber den Übri- 
gen Reichsgliedern erweiterte Rechte aach aaf dem Gebiete 
der Vertragschliessung einräumen. Es werden daher die 
Rechte der Einzelstaaten auf diesem Gebiete Uberhaupt und 
die der privilegirteu gesondert zu betrachten sein. 

L Die Bechte der Elnzelstaaten überhaupt. 

Der Umfang des Vertragschliessungsrechtes der deutschen 
Einzelstaaten kann, wie schon erwähnt, nur im Zusammen- 
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halte mit den bezüglich des Reiches geltenden Rechtssätzen 
und wird am besten in negativer Weise dargestellt werden 
darch Ausscheidung derjenigen MaterieO; fttr welche ihnen 
ein solches Beebt nicht sasteht 

a) Aa8ge8chlo88en ist aber die Vertragscfaliesanngs- 
befagnisa der Einzelstaaten auf dem Gebiete der rein aus- 
wärtigen Angelegenheiten in dem oben beschriebenen Um- 
fange, femer fttr diejeuigeu Gegenstände, hinsichtlich welcher 
dem Belobe sowohl Gesetzgebung als aneh VoUziig der Ge- 
setze nnd zwar beide iu anssehliesslicher Weise zustehen, 
nemlieh für das Marine- und Consulatwesen ^) mit Ausnahme 
der Zulassung fremder Consuln in deutschen Fartikuiarstaa- 
ten, welch' letztere denselben frei steht. 

Nach Ausscheidung dieser Gebiete bleibt eine Reihe von 
solchen übrig, bezüglich welcher ein Vertragschliessungsrecht 
den Einzelstaaten zwar zusteht, jedoch eingeschränkt in mehr- 
facher Richtung: 

b) Beschränkt ist aber dieses Recht und zwar am 
Meisten bezüglich deijenigen Gegenständci deren gesetzliche 
Begelung sich das Boich zwar ansschllesslich Torbehalten hat, 
ohne jedoch auch den Vollzug der hierüber erlassenen Ge- 
setze an sich zu nehmen. Dies ist der Fall beim Post- und 
Telegrapbenwesen*), beim Zollwesen und der Besteuerung 
des im liilande erzeugten Tabackes und Salzes, Branntweins 
und Bieres, des aus Rüben und anderen iuländischen Pro- 
dukten erzeugten Zuckers und Syrups und der hiefUr erfor- 
derlichen Sicherungsmassregeln mit einer Ausnahme zu 
Gunsten von Bayern, Württemberg und Baden*), dann be- 
züglich der Spielkartenstempelsteuer ^) und der Wechsel- 
Stempelsteuer endlich beim Militärwesen mit Ausnahme 



1) Reichs-Vcrf. Art. 53 — 5G und Schlussprotokoll über den Ein- 
tritt Bayern'a vom 23. November 1870 Ziflf. XII. 

2) Reich sverf. Art. 52 Abs. 2. 
3j Reichsverf. Art. 35' Abs. 1. 

4) Reichsverf. Art. 35 Abs. 2. 

5) Reichsges. vom 3. Juli 1878. 

6) Nordd. Bandesges. vom 10. Juni 1869, nunmehr im gansett 
Beicbe geltend. 
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der Militärkirchenordnung ^) und der Bayern und Württem- 
berg zugestandenen Vorrechte ^j. Es ist zwar auf diesen 
Gebieten die Scheidung von Gesetzgebung und Vollziehung 
nicht streng in der Weise durchgeführt, dass die erstere aus- 
scbliesslicJi dem Reiche, die letztere den Einzelstaaten zu- 
steht, denn z. B. für das Zollwesen existiren Keichsbebörden 
nicht nur zar Beaofsicbti^ng, Bondem auch für den Vollzog 
der Reicbsgesetze, so das Zoll - ond Stenerreduinngsbarean 
im BeichskaDzleramte, das statistLsohe Amt| die HanptzoU- 
Sinter in Hamburg, Ltlbeck und Bremen; beim Post- nnd 
Telegi aphenwesen steht den £inzelstaaten mit Ausnahme von 
Bayern und Württemberg nur die Anstellung der niederen 
Beamten zu, bezüglich des Miiitärweseus regelmässig nur die 
Ernennung der Offiziere, Inspicirung der Truppen, Bestim- 
mung der Kokarden. Hier hat also das Reich auch einen 
beträchtlichen Theil der Verwaltungsbefugnisse an sich ge- 
zogen; soweit dies aber nicht der Fall ist, besteht ein Recht 
der Einzelstaaten, v()lkerrechtliche Verträge abzaschliessen. 
Jedoeh können bezüglich dieser Angelegenheiten von den 
Einzelstaaten keine Verträge mit ausserdentsehen Staaten ge- 
schlossen werden y denn hier handelt es sich nur um den 
VoHzog Ton Reichsgesetzen, nicht aber um Schaffung neuen 
Rechts ; auf den ersteren aber kann auswärtigen Mächten nie- 
mals ein Einfluss eingeräumt werden, auch abgesehen davon, 
dass dem Reiche hier stets die Befugniss der Beaufsich- 
tigung und der sogenannten authentischen Interpretation sei- 
ner Gesetze zusteht. Sonach können die Einzelstaaten be- 
züglich der genannten Angelegenheiten lediglich unter sich 
paktiren. 

Was dann diejenigen Gegenstände anlangt, fttr welche 
sich das Reich nach Art. 4 der Verfassung das 6eset^;ebnDg8- 
recht in nicht ausschliesslicher Weise Yorbehalten hat, so ist 
hier das Vertragschliessungsrecht der Einzelstaaten nicht völlig 
ausgeschlossen, jedoch nur in beschränktem Hasse gegeben. 
Hier bestehen* aber zwei Gruppen, für welche verschiedene 
Grundsätze gelten. 



1) Keichsverf. Art. 61. 

2) SchluAabesUmmung zum XL Abäcbuitt der BeichsverfaBSUog« 
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Es müssen nemlich diejenigen Gegenstände des Art. 4, 
bezüglich welcher bereits Iveicbsgesetze erlassen worden sind; 
ausgeschieden werden von denjenigen, bei welchen dies noch 
nicht der Fall ist. Für die erstere Gruppe gilt nun, da der 
Vollzug der Gesetze zumeist den Einzelstaaten Uberlassen ist 
und soweit dies der Fall ist, dasselbe, was in Betreff des 
Post- und Telegraphen - ; des Zoll- uod Militärwesens gesagt 
worden ist; handelt es sich aber am Gegenstände, ttber welche 
das Beieh zwar jederzeit Gesetze erlassen kann, aber noch 
nicht oder in nicht erschöpfender Weise erlassen hat, so steht 
den Einzelstaaten anch das fiecht zn hierüber mit dem Aus- 
lände Verträge zu schliessen. Denn da einerseits das vor 
der Entstehung des Reiches gültige partikulare Recht in Ge- 
setzen und Verträgen bestehen bleibt, bis ein ihm derogiren- 
des Reichsrecht in Kraft tritt, so muss andererseits auch 
anerkannt werden , dass Uber solche Materien durch die Ein- 
zelstaaten neues Recht in Gesetzen und Staatsverträgen ge- 
schaffen werden l^ann, insolange nicht das Reich von seiner 
Gesetzgebnngsbefngniss Gebrauch gemacht hat. Denn es 
handelt sich hier nur um eine Bef ugniss des Beiehes^ welche 
es nach Gutdünken ausüben kann oder nicht; keineswegs 
soll die regelnde Thfitigkeit der Beichsglieder gänzlich aus- 
geschlossen sein. Hier kommt aber das wichtige Moment zu 
berücksichtigen, dass bezüglich aller dieser Gegenstände auch 
das Reich die Befugniss hat, Verträge zu schliessen; daraus 
folgt, dass wenn dies bereits geschehen und der Vertrag von 
Seiten des Reiches publizirt oder wenigstens den Einzelstaaten 
mitgetheilt worden ist, diese auch fernerhin für solche Gegen- 
stände die Vertragschliessungsbefugniss nicht mehr besitzen. 
£s folgt aber auch hieraus, dass Verträge der Einzelstaaten 
ttber Gegenstände bezeichneter Art nicht länger gültig bleiben 
können, als sich das Boich unthätig verhalten hat und dass 
sie ipso jure mit dem Moment ungültig werden, in welchem 
das betreffende Beichsgesetz oder der Beichsvertrag in Kraft 
tritt. Sohin kOnnen die Einzelstaaten ttber solche Angelegen- 
heiten Verträge nur mit der Klausel schliessen, dass diesel- 
ben nur bis zum Gültigwerden und Inkrafttreten eines die 
gleiche Materie ergreifenden Reichsgesetzes oder Vertrages 
Bestand haben können und sollen und wird dies namentlich 

Tinsch, Recht der deutschen BiozelsUAten. Q 
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bezüglich der Festsetzimg einer KUndiguiigsfrist in Betracht 
kommen. 

Die Berücksichtigung dieses Verhältnisses liegt aber nicht 
nur den deatschen Staaten ob, sondern auch den mit ihnen 
Gontrahirenden Mächten; denn in demselben liegt eine Dispo- 
sitlonsbeschränkang eines jeden dfsntscben Staates und will 
sich der answärtige Staat nicht der Gefahr anssetsen, dass 
ein von und mit ihm gttltig abgeschlossener Vertrag für sei- 
nen Mitcontrahenten ohne dessen Willen pldtdich nnansftthr- 
bar werde y so mnss er auch seinerseito diesen Pnnkt im 
Auge behalten. 

c) Ein völlig unbeschränktes VertragscbliessungfS- 
recht endlich steht den Einzelstaaten zu bezüglich derjenigen 
Angelegenheiten , welche der Competenz der Reichsgewalt 
hinsichtlich der Kechtsbildiing nicht unterstellt sind, d. b. 
welche derselben nicht kraft ausdrücklicher Verfassungsnorm 
oder als Oonseqnenz ans der Natar des Bundesstaates zuge- 
wiesen werden müssen. 

Es lassen sich wohl kaum alle diese Gegenstände er- 
schöpfend aufsShlen; die wichtigsten durften indess sein: 
Kirchen- und Unterrichtsangelegenheiten, Pflege der Wissen- 
schaft und Kunst, die Landesverfassungen, die direkten Staats- 
und Communalabgaben. Hierttber sind Verträge der Einzel- 
staaten sowohl unter üeh, als aueh mit dem Auslände sn- 
lässig. 

Für alle völkerrechtlichen Verträge aber, zu deren Ab- 
schlüsse die Einzclstaaten befugt sind, besteht eine gemein- 
same Beschränkung der Handlungsfähigkeit, welche in der 
Noth wendigkeit der Berücksichtigung ihrer Stellung im Reiche 
und zu demselben liegt ; denn es ist Pflicht derselben, Nichts 
gegen die Absichten und Ziele des Reiches zu unternehmeii 
und darum ist auch bei Vertragschlüssen zu beachten, dass 
dieselben weder dem bereits bestehenden Rechte wie immer 
widersprechen I noch auch dem Geiste der Reicbsverfassang 
zuwider seien und die Air das Reich beabsichtigten Mass- 
nahmen nicht durchkreuzen; eine Uissachtnng dieser Pflicht 
und Uebersehreitung der bezeichneten Schranke wttrde aber 
eine Reichsezekution rechtfertigen. Auf diesen Punkt ist je- 
doch später noch näher einzugehen. 



• 
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II. FriTÜegien einzelner Staaten in Bezog auf Yertrag- 

seJüiesBnng. 

Es erübrigt noch, die Uber das allgemeine Mass hinaus- 
gebenden speciellen Befugnisse der bevorrechteten Staaten 
zu behandeln and zwar: 

A. Bayern. 

Dieser Staat bat ausser den bereits dargestellten Befug- 
Dissen auf dem Gebiete des Abschlusses völkerrechtlicher 
Verträge das weitere Recht, Verträge einzageben: 

1) tiber Heimaths- nnd NiederlazanngSTerhältnisse and 
Uber VerebeliGbnngsweBen 

2) Uber das gezammte Eisenbahnwesen, sowohl was 
reglementarische nnd Tarifbestimmangen, als aneh was Ban 
nnd Betrieb Ton Eisenbahnen betrifft mit der einzigen Be- 
sehrSnkung dnrch die Befagniss des Reiches, strategisch oder 
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs wicbtige Eisenbahnen 
auf eigene Rechnung auch gegen den Willen Bayern's zu 
bauen oder bauen zu lassen Dadurch wird jedoch nicht 
ein Einspruchsrecht des Reiches oder eine Verpflichtung 
Bayern's, hei jeweiliger Beabsichtignng eines auf den Bau 
einer Eisenbahn bezüglichen Vertrages die Genehmigung des 
Reichs einzuholen begründet. Da dem Reiche auch das Auf- 
sichtsreoht ttber das bayerische Eisenbahnwesen fehlt, besteht 
dessen Beftigniss lediglieh in dem Ban emer Eisenbabnlinie, 
welche es flBa strategisch wichtig oder deren Bestehen es als 
im Interesse des gemeinsamen Terkebrs liegend hSlt nnd 
dnrch Reichsgesetz dafür erklärt ^ während es deren Betrieb 
Bayern überlassen muss. 

Ueber die bisher genannten Gegenstände können Ver- 
träge sowohl mit dem Reiche und den Einzelstaaten, soweit 
diese handlungsfähig sind, als aach mit nichtdeutschen Staa- 
ten geschlossen werden. 

3) Für das Post« nnd Telegraphenwesen besitzt Bayern 
eigene Verwaltung; es steht ihm ferner das Recht zn, regle- 



1) Belohsreif. Art 4 ZUf. 1{ SoUnMpiotokoU vom 28. Nov. 1870 
2m. I 

2) Bdebsverfl Art 4 Ziff. 8$ Axt 41, 46. 

3* 
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mentarisohe and Tarifbestimmungen tUr seinen internen Ver- 
kehr zu erlassen, sowie die Regelung des Grenzverkehrs mit 
seinen dem Reiche nicht angebörigen Nachbarstaaten^). Im 
letzteren Falle mnss aber der fieicbspostyerwaltang, sowie 
der noch bcBtehenden Landespostrerwaltung Wttrttemberg'a 
Torher von dieser Absicht Eenntniss gegeben werden, am 
ein flbereinstimmendes Verfahren mit dem betreffenden ana- 
wärtigen Staate herzasteilen and die Interessen des gesamm- 
ten dentscben Postwesens znr Geltung kommen zu lassen. Die 
Annahme der Vereinbarungen Bayerns mit dem Nachbarstaat 
ist aber für das Reich und Württemberg obligatorisch, wenn 
es sich um Feststellung von Portosätzen handelt, welche nicht 
niedriger sind , als das interne deutsche Porto 

In dieser Richtung also und in dem Bereiche der Vcr- 
waitungsangelegeuheiten kann Bayern auch mit dem Auslande 
Verträge eingehen; der Transitverkehr aber wird vom Reiche 
geordnet. Das Recht der selbstständigen Festsetzung regle- 
mentarischer and Tarifbestimmnngen fttr den internen Ver- 
kehr kommt für Ttflkerrechtliche Verträge, weil ein Interesse 
anderer Staaten hieran kaum denkbar ist, wohl nicht in Be- 
tracht Die Vorrechte der Post- and Telegraphenverwaltung^ 
deren rechtliche Stellung zum Publikum, Porto- and Tax- 
wesen im nicht in&men (Transit-) Verkehr werden aber 
durch Reichsgesetz geregelt und hierüber kann Bayern ledig- 
lich in Betrefi' des Gesetzvollzuges mit dem deutschen Reiche 
und Württemberg Verträge eingehen. 

4) Auf dem Gebiete des Militärwesens besitzt Bayern 
weitgehende Privilegien, insoferne die frühere Gesetzgebung 
in Geltung geblieben ist und bleibt bis zum Erlass von Reichs- 
gesetzen und weil es eine selbstständige Heeresverwaltung 
unter der Oberhoheit des Königs von Bayern besitzt. Die 
Gesetzgebung tiber das Militärwesen steht nicht Bayern, son- 
dern dem Beiche zu nach Art. 4 Zi£ 14 der Reichsverfassang, 
so dass also heztiglich der MUitSrgesetzgebang das PriyUe- 
gium Bayem's nur in der einstweiligen Anfrechterhaltnng sei- 



. 1) Reicbsverf. Art. 4 Z. 10; Art. 52. 

2) Postvertrag zwischen dem Norddeatschon Bande, Bayern, 
Württemberg und Baden vom 23. NoT. 18S7 Art 49. 
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ner Gesetze zu finden ist, während die Übrigen Staaten mit 
einer Ausnahnae zu Gunsten Württcmberg's die preussischen 
beziehungsweise norddeutschen Bundesgesetze annahmen. Aus 
dem Kechte Bayern's zur selbstständigen Verwaltung folgt, 
dass der König ein Verordnungsrecht bezüglich der Militär- 
aogelegCDheiten hat, dass er die Offiziere und Beamten des 
Heeres emeniity Dislokationen Tomimmt and im Frieden den 
Oberbefebl fübrt Wendet man diese Bestimmungen auf 
die im Allgemeinen geltenden GmndsStze des Yertragsehlies- 
SQDgsreebtes der Einzelstaaten an, so ergiebt sieb, dass Bayern 
biDsichtlich der seiner eigenen Regelung ttberlassenen Ange- 
legenheiten ein solches Recht besitzt und zwar bei denjeni- 
gen Gegenständen, bezüglich welcher ihm nur der Vollzug 
der Reichsgesetze Uberlassen ist, lediglich das Recht, mit 
dem Reiche und Württemberg, soweit diesem letzteren Staate 
ähnliche Verwaltungsbefugnisse zustehen, zu paktiren. Für 
die ttbrigen, Bayern's eigener freier Anordnung ttberlassenen 
Angelegenheiten z. B. Militärrecbnungswesen, Militärstraf; 
prozessordnnng^ Ernennung und Beförderung von OffiziereUi 
MiUtftrkirebenordnung steht ihm niebt nur gegenüber dem 
Belebe und deutseben Einzelstaaten, sondern auob gegenüber 
dem Auslande Vertragsebliessungsbefugniss zu. Hier kommt 
jedoch mehr als anderswo die Stellung im und zum Belebe 
zu berücksichtigen und ausserdem noch das Inspektionsrecht 
des Bundesf'eldherrn. Es wird desshalb thatsächlich mit aus- 
wärtigen Mächten nur über untergeordnete Angelegenheiten 
paktirt werden können, da jeder störende Einfluss auf die 
beabsichtigte und nothwendige militärische Einheit des Rei- 
ches ein prohibitives .Eingreifen desselben zur Folge haben 
wttrde. 

5) Da der bayerischen Landesgesetzgebung die Besteue- 
rung des inlfindiscben Branntweins und Bieres*) und nebst 
dieser die Erhebung der nach Massgabe der Zollvereinsyer- 
träge eingefllhrten üebergangsabgaben von Branntwein und 
Bier yorbehalten ist, so können auch hierttber beliebig Yer- 



1) Reichsverf., Schlussbestimmnug zum XI. Abschnitt; BUndniaa- 
vertrag mit dem nordd. Bunde vom 23. Koy. 1870 Ziff. III § ö. 

2) Beiohflveif. Art 35 Aba. 2. 
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träge geschlossen werden, da dem Reiche kein Aufsichtsrecht 
in dieser Beziehung zukommt. Sonach kann anch hier Mit- 
contrahent sowohl das deutsche Reich oder Württemberg und 
Badeiii als aaeb ein nicbt deatscber Staat sein. 

B, Württemberg 

hat auf dem Gebiete des Post- und Telegraphenwesena, so- 
wie bezttglioh der Bestenernng des inlSodiselien Branntweins 

nnd Bieres nnd der Uebergangsabgaben dieselben Vorrechte 
wie Bayern; es gilt sonach hieftlr das für Bayern unter 
Nr. 3 und 5 Ausgeführte 

Was das Militärwesen betrifft, so sind auch Württemberg 
Vorrechte eingeräumt, jedoch nicht in dem Masse wie Bayern. 
Dieselben besteben in der Befogniss des Königs zar Ernen- 
nung des Höcbstkommandirenden und der Beamten, znr Ans- 
ttbnng der Gerichtshoheit nebst dem Bestätigangs - nnd Be- 
gnadigangsreoht, femer in der Anfistellang einer eigenen 
KilitSrstra^rozessordnnog» in der eigenen Verwaltung der 
znr Bestreitnng des Armeeanfwandes aaÜEabriDgenden Snmme 
nnd in der Verfügung Uber Ersparnisse am Hilitftr-Etat'). 

Auch hieftir gilt bezüglich des Vertragschliessungsrechtes 
über die der eigenen Regelung Uberlassenen Angelegenheiten 
das Gleiche, was für Bayern unter Nr. 4 gesagt wurde und 
namentlich ist auch hier wieder zu erwähnen, dass bei Ver- 
trägen mit dem Auslande, etwa über gegenseitige Anstellung 
von Angehörigen im Heere oder über Gegenstände des Straf- 
prozesses auf die Stellung im Beiehe gebührende Bttcksieht 
zu nehmen ist 

G. Baden. 

Dem Grossherzogthum Baden ist als einziges vSonder- 
recht die eigene Besteuerung von inländischem Branntwein 
nnd Bier, sowie die Erhebung von Uebergaugsabgaben hievon 
gewährt^). Was daher hiewegen für Bayern und Wttrttem- 



1) Beichaveif. Art. 35 Abs. 2; Art. 62. 

2) BeichBverf., Schlmsbestimmang zum XI. Abschnitt; MUitSr- 
Convention zwischen dem Norddeutschen Bunde nnd Württemberg vom 
21./25. November 1870. 

3) BeicbsTcrf. Art 35 Abs. 2. 
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berg gilt, kommt auch fttr das Vertragsehliessimgsreclit von 
Baden sar Anwendang. 

Ans dem Voraiisgegangeneii ist ersichtlich, dass den 
dentschen Einzelstaaten, namentlich Bayern und Württemberg 
ein ziemlich weitgehender Competenzkreis in Bezug auf den 
völkerrechtlichen Verkehr verblieben ist. DieCompetenz des 
Keiches läuft theils mit derjenigen der Einzelstaaten para- 
lell, indem beiden das Yertragschliessongsrecht zustehti theils 
decken sie sich gegenseitig, einander ergänzend. 

In diesem Beohte der Einzelstaaten ist im Wesentlichen 
der Best der ihnen verbliebenen Sonverltnetät an erblieken; 
ob dessen Bestehen zn Gunsten des Ganzen ist oder nicht, 
ist eine Frage, deren LOsnng die Politik zn suchen hat Es 
war jedoch bei dem Zustandekommen des deutschen Befohes 
in seiner vertragsmässig gewählten Verfassung die gegen- 
wärtige Gestaltung dieses Rechtszustandes lediglich den that- 
sächlichen Verhältnissen angepasst und der Entstehungsart 
des Reiches entsprechend. Die Ausbildung der Reichsver- 
fassung wird aber wohl manche Neuerung dieser Verhält- 
nisse, durch momentane Bedürfnisse angeregt» mit sich 
bringen. 

Die Darstellung des Umfanges des den Einzelstaaten 
zustehenden Vertragschliessungsrechtes kann jedoch nicht 
geschlossen werden, ohne noch auf einen frtther nur be- 
rührten Funkt zurückzukommen, welcher eingehender Be- 
sprechung bedarf. Es wurden oben als Materien, bezüglich 
welcher die Vertragschliessungsbefugniss der Einzelstaaten 
eine völlig freie ist, aufgezählt: Kirchen- und Unterrichts- 
Angelegenheiten, Pflege der Kunst und Wissenschaft, direkte 
Steuern, endlich die Landesverfassungen. Auch in Bezug auf 
diese Materien — so wurde weiter behauptet — bestehe 
gleichwohl eine allerdings gesetzlich nicht ausgesprochene 
Schranke in der nothwendigen Berücksichtigung der Stellung 
der Einzelstaaten im und zum Beiche. 

Bei den erstg^enannten Angelegenheiten lässt sii^ nun 
allerdings diese Beschränkung in ihren einzelnen Conse- 
quenzen und Anwendungen nicht wohl darstellen; sie bildet 
hier mir einen Bkhtpunkt mehr diskretionärer Natur, der 
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sieb in den jeweiligen Verträgen anch nur in allgemeioeii 
Zügen, im Geiste des Ganzen, zum Ausdrucke bringen lassen 
wird. Anders bei Verträgen Uber Punkte der Landesver- 
fassungen; hierlassen sieb positive Momente geltend machen, 
weil es sich um mehr oder weniger strenges Recht han- 
delt und weil hier die Einzelstaaten enge Fühlung mit dem 
Belebe behalten und behalten müssen. Handelt es sich doch 
hier nm die Gestalt der Gliederi die dem Ganzen nie gleich- 
gültig werden kann^ so lange es an seinem Zwecke, der 
FOrderang des Wohles der Einzelnen, festhält £b ist aber aneh 
nieht gerade undenkbar, dass die Einzelstaaten in Yerken- 
nnng dieses VerhSltnisses dareh ihre Handlungen das eigene 
nnd des Reiches Wohl in Frage stellen konnten dareh einen 
noch znrttckgebliebenen Rest partiknlaristisehen Strebens. 
Eine solche Gefahr hintanzuhalten, ist aber zweifellos Auf- 
gabe des Reiches, ausgesprochen in den Eingangsworten der 
Reichsverfassung. Darum ist es wohl auch nicht überflüssig, 
auf diese Schranke besonders hinzuweisen. Selbstverständ- 
lich ist hiebei, dass in Collissionsfällen zwischen Reich und 
Einzelstaaten, hervorgerufen durch vertragsmässige Abän- 
derung des Landesverfassungsrecfates, das Interesse der Einzei- 
Staaten zurückzutreten habe vor dem des Reiches. 

Im Einzelnen gilt aber Folgendes, wobei nicht unerwähnt 
bleiben mag, dass die Politik hier wohl yiel engere Schranken 
zieht, als das Recht, mit des letzteren Darstellnng wir es 
hier zu thnn haben. 

Die Grundlagen des Staates sind das Volk and das Ge- 
biet, zusammengehalten in dem regierenden Subjekte; Ver- 
träge über Abänderungen der Landesverfassung werden sich 
daher immer entweder auf das Volk oder das Staatsgebiet 
oder aber auf das Regierungssubjekt beziehen müssen. 

Wenn aber das Volk dadurch berührt wird, kommt in 
Frage, ob die Rechte und Pflichten der Einzelnen oder die 
Rechte des Ganzen betroffen werden. 

Von den ersteren sind nun manche durch Reichsgesetze 
geregelt, so das gemeinsame deutsche Indigenat und dessen 
Wirlningeny Freizügigkeit, Schutz des sogenannten geistigen 
Eigenthums, dann der Gerichtsstand, die Pressfreiheit, die 
Gleichstellung der Gonfessionen in bürgerlicher und staats- 
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btirgerlicher Beziehung, die Wehrpflicht, und hiefür ist ohne- 
hin das Vertragsrecht der Einzelstaatcu ausgeschlossen oder 
beschränkt. In anderen Punkten int dies nicht der Fall, so 
bezüglich der Rechte und Pflichten zur Theilnahme an staat- 
lichen Funktionen und Uebernahme von Aemtcrn — mit 
AuBnahme der gerichtlichen — bezüglich des Petitionsrecbtes, 
der Rechte priyilegirter Stäode, der Pflicht zar Leistmig von 
GemeindedieoBten^ zur EBtriehtoiig direkter Stenern, znr Ab- 
tretnog ron Gmndeigenthnm mit Aiisnahme des Falles bei 
FestoDgsbaiiteii. 

Diese letztgenannten Verbflltnisse steben in keiner Be- 
ziebüug zum Reich und dessen Aufgaben nnd können daher 
von den Einzel Staaten wie durch Gesetz so auch durch Ver- 
trag geregelt werden. 

Was dann die dem Volke als Ganzen durch die Landes- 
verfassung gewährleisteten Rechte anlangt, dessen Anspruch 
auf Mitwirkung bei gewissen Regierungshandlungen, so sind 
diese unbedingt und ausschliesslich Angelegenheit der Einzel- 
staaten; jedoch ist deren Natur eine derartige, dass sie als 
Gegenstand eines vOlkerreebtlieben Vertrages nieht wohl ge- 
dacht werden können, wesshalb hier anch nicht nliher daranf 
einzugeben ist 

Kommt aber bei Verträgen die zweite der Staatsgmnd- 
lagen, das Staatsgebiet in Betracht, so fällt hier sofort eine 
Beziehung zum Reich in's Auge, denn dieses ist durch den 
Bandesvertrag basirt auf das gesammte Gebiet der Einzel- 
staaten. Sonach kann möglicherweise eine Aeuderung des 
Gebietes der Letzteren eine Aeuderung des Reichsgebietes in 
sich schliessen. Gebietsändernngen aber können erfolgen 
durch Abtretung und durch Erwerb. 

Dabeiist im Voraus ersichtlich, dass solche, wenn sie 
sich lediglich im Innern des Reiches nnter den Gliederstaaten 
selbst vollziehen, eine Aeuderung des Reichsgebietes nicht 
herbeifahren können, da hier lediglich eine territoriale Ver- 
schiebung innerhalb der Reicbsgrenzen stattfindet, woraus 
weiter hervorgeht, dass solche Verträge, welche Gebiets- 
änderungen im Innern des Reiches bezielen, stets von den 
Einzelstaaten, insoweit deren Verfassungsrecht sie zulässt, 
frei eingegangen werden können. Hievon ist jedoch der 
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Fall streng sa nntenobeiden, wenn ein Staat danernd einem 

anderen einverleibt werden soll, wie dies im Jahre 1876 be- 
züglich Lauenburgs der Fall war, welcher Staat — seit 13. Sep- 
tember 1865 mit Prenssen in Persoual-Union befindlich — 
durch preussisches Gesetz vom 23. Juni 1876 für immer mit 
Preussen vereinigt wurde. In dem hier vorliegenden Falle 
liandelt es sich nicht blos um Qebietsänderungen, sondern 
nm die Aufhebung der Existenz eines Staates, welcher in 
Art. 1 der Reiehsverfassnng als Beichsglied genannt ist $ eine 
solche aber erfordert Aenderang^ der BeichsTerfassnng nnd 
ist sobin nicht in freier Disposition der Einzelstaaten; es 
war demnach das bei Einverleibung Lanenbnrg's an Prenssen 
beobachtete Verfahren der Reiebsrerfassnng zuwider. 

Anders verhält es sich mit Gebietsänderungen durch 
Abtretung an ausserdeutsche Staaten; erfolgen solche durch 
Friedensverträge, so versteht es sich von selbst, dass hier 
die Einzelstaaten, deren Gebiet abgetreten werden soll, gar 
nicht in Betracht kommen, da das Kecht Frieden zu schliessen, 
aasscbliesslich beim Reich ruht; dieses also disponiert bei 
FriedensBchlttssen Uber das Gebiet der Einzelstaaten ohne 
deren Znstimmang. Aber auch im Frieden können die Ein- 
zelstaaten nicht frei Gebietstheile an ansserdentscbe Staaten 
abtreten; denn die Grundlage des deutschen Beiches bildete 
und bildet heute noch der Territorrialbestand zur Zeit des 
Abschlusses derVersailler Verträge; das damalige gesammte 
Gebiet der Einzelstaaten und Elsass-Lothringen ist Reichs- 
gebiet geworden und es würde eine Veräusserung durch 
Einzelstaaten wohlerworbene Hechte des Reiches beein- 
trächtigen. 

Eine Aenderung der Reichs Verfassung wUrde allerdings 
hiezu nicht erforderlich sein, da diese lediglich ausspricht: 
„Das Bundesgebiet besteht aas den Staaten etc/', eine Gebiets- 
änderung der Staaten aber an deren Bestände Nichts ändern 
würde, auch nicht etwa der zur Zeit der Versailler Verträge 
seiende, sondernder jeweilige Territorialbestand der einzelnen 
Staaten dem Belebe zu Grunde gelegt wurde. 

Es greift also bezüglich des Verbotes der Gebietsver- 
äusserung durch die Einzelstaaten nicht, wie von den meisten 
Schriftstellern behauptet wird, der Gesichtspunkt Platz, dass 
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hiezu eine Aeoderung der Rcichsverfassnng erforderlich 
wäre, als vielmehr das Moment, dass durch eine solche Hand- 
lung Rechte des Reiches durch ein Reichsglied wUrden 
veräussert werden. Zu einem derartigen Vertrage eines 
Einzelstaates ist also aofldrttckliche Genehmigang des Eeiches 
erforderlidi. 

Ans dem eben aogefUhrten Gesichtspunkte ist auch die 
Frage, ob die Einzelstaaten ihr Gebiet dareh yertragsmässige 
ErwerboDg eines solchen von einem answSrtigeii Staat za 
ändern berechtigt seien, bejahend zn beantworten, da ein be- 
zügliches Verbot in derBeichsverfassnng nicht aasgesprochen 
ist nnd jeder mit dem bisherigen Territorinm eines deutschen 
Staates vereinigte Gebietstheil von selbst nach Art. 1 der 
K.V. Reichsgebiet wird 

Es ist nun endlich drittens der Fall zu untersuchen, was 
Rechtens sei, wenn völkerrechtliche Verträge über Gegen- 
stände der LaDdesverfassangea das Staatsoberhaupt betreffen. 
Im Allgemeinen ist hier zu sagen, dass das Reich keine Ver- 
anlassung nnd kein Recht hat, solche Verträge, welche des 
mannigfaltigsten Inhaltes sein können, im Hinblick anf seine 
Befiignisse nnd Pflichten zu Tcrbieten. 

Insbesondre ist anch vom rechtlichen Standpunkt die 
Stellung der Einzelstaaten im Reich kein Hindemiss, wenn 
es sich am Eingebung einer Union zwischen deutschen 
Staaten unter sich und mit ausserdeutschen handelt, wo- 
bei übrigens bemerkt werden mag, dass die preussische^) 
und oldenburgische ^) Verfassung sowohl Personal- als Real- 
Union, die sächsische^) Verfassung letztere allein als unzu- 
lässig bezeichnen. 

Der erstere der beiden F&lle ist unbestritten, hinsichtlich 
des zweiten aber ist von R. von Mohl^ deutsches Reichsstaats- 
recht S. 21 ff. die Ansicht ausgesprochen worden ^ dass eine 
Union zwischen deutschen und ausserdeutschen Staaten un- 
erlaubt sei, weil sie im Widerspruche mit den Zwecken, also 
mit dem Wesen des Reiches stehe. 



1) Verfassung Art. 55. 

2) Staatsgrundgesetz Art. 15 § 2. 

3) Verfaflsong $ 5. 
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Die Reichszwecke aber seien nach den Eingangsworten 
der Reichsverfassung Vertheidigung gegen äussere und innere < 
Feinde, Rechtsschutz und Forderung des V'^olkswohles und ; 
als Objekt dieser Aufgabe sei das durch den Bundesvertrag 
gebildete Gebiet und das deutsche Volk gegeben. Zur Er- . 
fttllaDg derselben aber sei es nothwendig, dass Alles im 
nationalen Interesse geschehe und damit sei es nnvereinbar, 
dass dentsehe Fürsten zugleich an der Spitze fremder Staaten ] 
seien und dass es fremden Sonverfinen mOglieh wttrde, Antheil ; 
an derReicbsregierung zu gewinnen. Dies zu dulden sei das ] 
Reich weder schuldig noch auch berechtigt Es soll damit, 
wie es scheint, aber nicht bloss eine politische Erwägung I 
ausgesprochen sein, sondern vielmehr als Rechtssatz hin- i 
gestellt werden, dass eine Vereinigung deutscher und ausser- ! 
deutscher Staaten nnter Einem Oberhaupt durch ßeal- und 1 
Personal-Union verfassungswidrig sei. 

Dem ist aber nicht so. Vor Allem möge dahingestellt j 
bleiben, ob eine Union der bezeichneten Art die DurchfÜh- i 
mng der Beichszweeke gefährden wttrde; jedenfalls aber 
bleiben auch im Falle der Union die nnlrten Staaten getrennt 
nnd beruht die Vereinigung lediglich auf der Einheit der 
Person des Herrschers auf Grund Erbganges oder .Verfassungs- 
gesetzes. Der deutsche Fttrst aber, welcher zugleich Ober- 
haupt eines ausserdeutschen Staates wäre, würde in seiner 
letzteren Eigenschaft und der fremde Souverän, der gleich- , 
zeitig Oberhaupt eines deutschen Staates wäre, würde in 
seiner ersteren Eigenschaft für das Reich rechtlich gar nicht 
in Betracht kommen. Jedenfalls aber und dies ist ausschlag- 
gebend, ist kein Verbot einer solchen Union in der Beichs- 
Verfassung ausgesprochen. 

Es kann demnach v. Möhrs Deduktion wohl als politische 
Erwügnng und als Wunsch de lege ferenda, keineswegs aber 
als Bechtssatz aus der Beichsverfassang abgeleitet nnd an- 
gesehen werden. 
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m. Absehnltt. 

Die formelle Behandlung vdlkerreohüicjber 

Verträge. 

a) Vor dem AbsehlasBe. 

Die Vertretnng des Staates gegenttber anderen Mächten 
Btebt allenthalben dem Staatsoberhanpte zn, welches die Ver- 
handlangen in der Regel dnroh Beauftragte fllhren iSsst. 
Selbstverständlich ist, dass diese Beyollmächtigten fttr die 
Einhaltung der in der Vollmacht gegebenen Grenzen dem 
abordnenden Staate verantwortlich sind. Es wird in diesem 
Falle zudem eine Prüfung des Vereinbarten hinsichtlich der 
Uebereinstimmung mit der ertheilten Vollmacht erforderlich 
und zur Beglaubigung, dass die Grenzen des Auftrages ein- 
gehalten worden sind, dient die Ratifikation d. h. die aus- 
drückliche Billigung durch das Staatsoberhaupt. 

Die Ertheüung der Ratifikation wird jetzt allgemein als 
ein Erfordemiss der GtUtigkeit völkerrechtlicher Verträge an- 
genomfiien ; dieselbe kann sowohl in schriltlichen Urkunden, 
welche nnter den eontrahirenden Staaten ausgewechselt wer- 
den , als auch mündlich zwischen den beiden Staatsoberhfiap- 
tern gegeben werden, als auch endlich stillschweigend durch 
condudente Handlungen, welche sich auf den Vollzug des 
Vertrages beziehen, wiewohl letzterer Modus in der Praxis 
wohl selten der Fall und die Regel schriftliche Ratifikation 
sein wird. Einen Anspruch auf Ertheüung derselben hat je- 
doch der andere Contrahent niemals. Dieselbe kann übri- 
gens ausschliesslich vom Monarchen , in Republiken vom 
Senat ^) ertheilt werden und bedarf in Monarchieen überdies 
der Gegenzeichnung durch den Kessortminister. 

1) Lüb. Verf. Art. 49? Brem. Verf. § 57; Hamb, Verf. Art. 61. 
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Vermöge des Sanktionsrechtes kann der Monarch auch 
im Falle der bereits Seitens der Volksvertretung ertheilten 
Genehmigung zum Abschlüsse des Vertrages die Ratifikation 
yerweigeni; nicht so jedoch der Senat in den Republiken. 
Denn wenn auch die Leitung der auswärtigen Angelegen- 
beiten in die Hftnde des Senats gelegt ist, so ist doch dessen 
staatsrechtliche SteHnng eine wesentlich andere als die einee 
Monarchen. Der Senat ist in eben derselben Weise wie die 
BUrgeraabaft mar Mandatar der Bttrgergesammtbeit nnd wenn 
ihm allein die Besorgung gewisser Staatsgescbäfte anvertraiit 
ist, 80 ist dies lediglich ein Ausfluss praktischer Bttcksiebten 
bezüglich der Geschäftsbehandlung. Von einem Sanktions- 
rechte ist jedoch principiell beim Senat keine Rede. Ist nua 
verfassungsgemäss zum Abschlüsse völkerrechtlicher Verträge 
ein übereinstimmender Beschluss des Senates und der Bürger- 
schaft erfordert, dann ist der Fall, dass der Senat die Rati- 
fikation eines solchen verweigert, nur dann denkbar, wenn 
sich nach der Fassung des zustimmenden Beschlusses Seitens 
beider £(}rperschaften die thatsächlichen Verbältnisse derart 
Terftndert haben, dass der Senat ans politischen Erwfignngen 
von dem Abschlasse des Vertrages abstehen zu mtlssen glaubt 
Dann wird derselbe, da die Staatsgewalt dem Senate nnd 
derBttrgerschaft gemeinschaftlich ansteht, auch an einer nach- 
trfigliehen Verweigenmg der Batifikation die GenebmiguDg 
der Bürgerschaft einzuholen haben, denn der fttr den Ab- 
schluss oder Nichtabscbluss bestimmende Wille ist eben der 
eine und untheilbare Wille beider Regierungsorgane zusammen 
als Ausdruck des Volkswillens gemäss des repräsentativen 
Charakters der Regierungsform. Es ist eben in den Re- 
publiken im Gegensatz zu den monarchisch regierten Staaten 
im Zweifel die Nothwendigkeit des Zusammenwirkens beider 
Begiemngsorgane anzunehmen. Selbst wenn, wie in Lübeck 
imd Bremen, auf dem Gebiete der internationalen Vertrag- 
Schliessung dem Senate bezüglich einzelner Angelegenheiten 
eine gewisse Freiheit der HandlnngsfÜhigkeit angestanden ist; 
so ist doch einer Anifassnng, als ob hiednrch dem Senat 
eine Stellung analog der des Monarchen eingerSnmt sei, doreh 
den Hinweis anf die qualitativ gleiche Berechtigung von Senat 
und Bürgerschaft zu begegnen, woraus sich ergiebt, dass eine 
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Befreinng des crRteren von der Einholung der Genehmigung 
des anderen Regierungsfaktors für gewisse Arten von Ver- 
trägen nur als Ausnahme und als eine aus Opportunitäts- 
gründen gemachte Concession sich darstellt. Würde sich aber 
in dem Falle, dass der Senat einem mit Zustimmung der 
Bürgerschaft zu Stande gekommenen Vertragsentwurf die Ra- 
tifikation ans politischen Grttnden versageii wollte , eine Mei- 
nnngsTerschiedenbeit swischen ihm und der Bürgerschaft er- 
geben, dann ist in Lttbeck nnd Hamburg die Entscheidung 
einer aus beiden Gorporationen zu bildenden Ck>mmission ttber- 
tragen ^) , in Bremen aber die Sache der freien VerstSndfgnng 
überlassen , was freilich zu endlosem Hinziehen der Ange- 
legenheit fuhren kann. 

Bei denjenigen Verträgen, bezüglich welcher eine Zu- 
stimmung der Bürgerschaft nicht gefordert wird, hat selbst- 
verständlich der Senat freie Hand. 

Bezüglich des Zeitpunktes der Ratifikation ist der Monarch 
und der Senat nicht unbeschränkt Dieselbe darf nicht frtther 
gegeben werden, als bis den Verfassnngsbestimmungen über 
Abschluss Ton StaatsTcrträgen Tollkommen genttgt ist; so 
also bei denjenigen VertrSgen, zu deren Abschluss die Zu- 
stimmung der Volksvertretung beziehungsweise der Bürger- 
schaft, sei es kraft positiver Rechtsvorschrift , sei es in 
Consequenz des constitutionellen Regieruugsprinzips bei den 
Monarchieen, erforderlich ist, erst dann, wenn diese auch 
ertheilt ist. Würde der Landesherr ohne solche Genehmigung 
einen Vertrag ratifiziren, während nach der Verfassung aus- 
drücklich die Zustimmung der Stände gefordert wird, so wäre 
eine Ministeranklage gerechtfertigt; ist diese Zustimmung 
aber lediglich zur Ausführung nöthig, so ist die Unterlassung 
ihrer Einholung vor der Ratifikation lediglich Verletzung 
einer politischen Pflicht^ welche einerseits den Landesherm 
in Gollision zwischen seinen staatsrechtlichen und völkerrecht- 
lichen Verbindlichkeiten versetzt und andererseits einen An- 
spruch des Hitcontrahenten äuf das Interesse begrflndet. Im 
ersteren Falle hingegen, d. h. wenn die Zustimmung der 



1) Verf. von Lübeck Art. 75—85$ von Hamborg Art 71, 7b, 

2) Verf. von Bremen 66. 
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VoIksvertretaDg zum gültigen Abseblnsse nach derVerfassiiDg 

erfordert ist, kann auch der Vertrag so lange nicht als gültig 
angesehen werden, als jene Zustimmung ermangelt ; der Mit- 
contrahent aber hat sich hier die Folgen einer unterlassenen 
Prüfung der verfassungsmässigen Dispositionsfähigkeit des 
Staatsoberhauptes selbst zuzumessen. In den Republiken ist 
ohnehin zu aUen Verträgen über Angelegenheiten, welche 
Gegenstand gemeinsamer Wirksamkeit von Senat und Bürger- 
sphaft sindy in Hambarg Uberhaupt zu allen Staatsvertrftgen, 
Znstimmnng der Bürgerschaft erforderlich, so dass eine Ra- 
tifikation solcher VertrSge vor dieser Glenehmigong die Ver- 
antworflichkeit sSmmtlicher zustimmenden Senatsmitglieder 
wegen Verfassnngsverletzang, Ungültigkeit des Vertrages bis 
znr Ertheilung der Genehmigung zur Folge hat und ebenso 
der Mitcontrahent diese letztere Folge aus eigenem Ver- 
schulden zu tragen hat. 

Bei anderen Verträgen, für welche das Erforderniss der 
Genehmigung durch die Volksvertretung und beziehungsweise 
Bürgerschaft nicht besteht, ist Landesherr und Senat unbe- 
schränkt in der Bestimmung, wann die Ratifikation ertheilt 
werde. Hinsichtlich des Modos der Einholung der Geneh- 
migung bei der VolksTcrtretung ist zu bemerken» dass die 
betreffenden Vorlagen Ton der Begierung an die Stände er- 
folgen und zwar beim Zweikammersystem nach Belieben an 
die erste oder zweite Kammer oder an beide zugleich, wenn 
nicht, wie dies bezüglich der Finauzangelegenheiten in ein- 
zelnen Staaten ^) der Fall ist, die Vorlage zuerst an die 
zweite Kammer erfolgen muss. 

Im Falle des Zweikammersystems vereitelt schon die Ab- 
lehnung durch eine Kammer das Zustandekommen des Ver- 
trags und zwar selbst dann, wenn die Zustimmung der Volks- 
vertretung lediglich zur Ausführung des Vertrages benöthigt 
wird, weil sonst der Monarch in den schon mehrfach ge- 
schilderten Gonflikt zwischen seinen staatsrechtlichen und 
völkerrechtlichen Pflichten geriethe. Auch in den Bepubliken 
legt der Senat die gepflogenen Verhandlungen der Bürger- 



1) Preuss. Verf. Art. 62; Bayer. Verf. Tit. Vi § 18; Sachs. Verf. 
$ 122 i Württ. Verf. § 178? Bad. Verf. § 60} Heaa. Verf. Art. 67. 
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ßchaft durch Vermittluug des BUrgerausschusses, in BremeQ 
des Bttrgeramtes vor. Eine Initiatiye wird der Volksvertre- 
tnog in denjenigen Angelegenheiten, in welchen sie hiezu bei 
der Gesetzgebung befugt ist, auch besttglich des Abschlusses 
Tölkerrechtlieher VertrSge nicht abzusprechen sein; in den 
freien StSdten sind sowohl Senat als Bürgerschaft zur Initia- 
L tive berechtigt. 



t Hinsichtlich der Besehlussfassung Seitens der Volksyer- 

\ tretnng, beziehungsweise der beiden Regierangsorgane in den 
RepnblikcD sind für solche Fälle, in welchen es sich um 
Vertassuiigsäuderungen handelt, in den meisten Staaten er- 
schwerende Fürmlichkeiten zu beohaehteu und zwar entweder 
erhöhte Slimmenmajorilät ^) oder mehrmalige Berathung in 
bestimmten Fristen ^) oder Beides zusammen ^) erfordert; bei 
allen anderen Vertrügen genügt zn einem Bescblnsse einfache 
. Stimmenmajorität. 

Der Besehlussfassung werden die Entwürfe deijenigen 
Verträge, zn deren Abschluss die Verfassungen Zustimmung 
der Volksvertretung verlangen, im Ganzen unterstellt und 
mttssen dieselben im Ganzen angenommen werden, da die 
Aenderung auch nur eines Punktes neue Verhandlungen nöthig 
macht und desshalb der ganze vorgelegte Entwurf als abge- 
lehnt zu betrachten ist. Dies gilt auch fUr die Behandlung 
I der Vertragsentwürfe in den drei deutschen Republiken, so- 
' weit gemeinsame Wirksamkeit von Senat und Bürgerschaft 
erfordert ist. In Schwarzburg-Hudolstadt, dessen Verfassung 
f (§ 31) die Genehmigung nur zur Ausführung gewisser Ver- 
träge erfordert, ist auch nur derjenige Theil des Entwurfes, 
welcher die betreffende Vereinbarung enthält, zur Geneh- 
migung der Volksvertretung vorzulegen und das Gleiche gilt 
für alle diejenigen Staaten, in welchen zum Vertragsabschluss 



1) Bayern Tit X S 7S Sachsen § 152; Württemberg $ 176; 
Baden $ 64; Hessen §110; Weimar § 64; Braooschweig f 141; 
Sehwarsbnrg-Sondeishaiisen 9 38; Sohwanburg-Radolatadt § 46; 
Beoss S. L. S 90; Bremen § 67; Hamborg Art. 123. 

2) Preussen Art 106; Oldeaborg Art 212, S 1- 

3) Sachsen, Weimar, Schwarzburg- Sondershausen, Renas ä. L. 
und Bremen An den sub Anm. 1 oitirten Stellen der Verfassungen. 

• Tlnsob, Rmslil der deutaeheu CUnsebtMtMi. ^ 
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durch ausdrttckliche VerfassongsbestimiDiiDg die Mitwirkung 
der Kammern nicht gefordert wird, in weleben aber gleich- 
wohl wegen möglicher AnsfUhmngBbindemisse der Landes- 
herr sich vor Abschloss der Znstimmnng seines Volkes ver- 
sichern niiiss. 

Was femer die in den meisten Staaten dem Staatsober- 
haupt gewährte Befugniss betrifft, im Falle der Nichtvereinl- 

gung des Landtags provisorische Verordnungen an Stelle und 
mit der Kraft von Gesetzen zu erlassen vorbehaltlich der 
nachträglichen Genehmigung der Volksvertretung — soge- 
nanntes Nothverordnungsrecht — so muss es bedenklich er- 
scheinen, dies auch analog auf den Abschluss von Verträgen, 
welche solcher Geuehmigung bedürfen, auszudehuen und zwar 
wegen der Gefahren nnd völkerrechtlichen Verbindlichkeiten, 
welche ans einer späteren Nichtgenehmignng eines solchen 
Vertrages fttr den Staat erwachsen würden. 

Es ist endlich noch zn nntersneben, von welchem Zeit- 
punkte an die Gültigkeit eines ratifizirten Vertrages datire 
nnd hieAlr sind wieder die bisher nnterschiedenen Arten von 
Verträgen auseinander zn halten. Durch die Ratifikation wer- 
den aber alle Verträge, deren Abschluss durch das Staats- 
oberhaupt allein erfolgen kann, rückwirkend von dem Zeit- 
punkte an in Kraft gesetzt, in welchem der beiderseitige 
Consens gegeben war, d. h. von dem Abschlüsse der Ver- 
handlungen an. Dies gilt auch für jene Arten von Verträgen, 
deren Ausführung Genehmigung durch die Volksvertretung, 
sei es kraft ausdrücklicher auf Verträge bezüglicher Ver- 
fassnngsbestimmung, sei es wegen der im Allgemeinen für 
die Döthigen Begierungshandlungen erforderten Mitwirkung^ 
der Volksvertretung, erheischt; wenngleich auch bei diesen 
eine politische Pflicht des Landesherm besteht, schon vor der 
Ertheilung der Batifikation diese Genehmigung zu erholen. 
Hier also kann der Vertrag schon vor ertheilter Genehmigung 
Seitens der Volksvertretung Gültigkeit erlangen. 

Die anderen Verträge aber, d. h. diejenigen, bezüglich 
welcher „zum Abschluss", „zur Gültigkeit" Zustimmung der 
Kammern verfassungsgemäss nothwendig ist, können auch 
erst von dem Zeitpunkte des Vorhandenseins jener Zustim- 
mung an in Wirksamkeit treten. Alles dieses gilt natürlich 
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nnr fUr den Fall des Fehlens einer anderweitigen Verabredung ; 

jedoch ist eine solche durch das letzterwähnte Moment be- 
schränkt und wUrde eine Verabredung, dass der Vertrag von 
einem Zeitpunkte ab in Kraft treten solle, in welchem jene 
verfas.sungsmässig erforderliche Zustimmung noch nicht er- 
theilt war, rechtlicher Bedeutung entbehren. 

b) Nach dem Abschlüsse. 

Da mit der gegenseitigeD £rkläniiig des ttbereinstimmen- 
den Willeos der CoDtrahenten imd der Ratifikation unter der 
Yoraiissetzmig, dass deren etwaige staatsreehtliebe Disposi- 
tionsbesehrSoknngen beachtet worden sind, auch kein reehts- 

widriger Zwang, kein Irrthnm und Betrug in Mitte liegen, 
ein gültiger und unanfechtbarer Vertrag zu Stande gekommen 
ist, bedarf es der Publikation desselben keineswegs zur Gül- 
tigkeit; CS lässt sich vielmehr bei mannich fachen Verträgen 
geradezu ein Interesse an möglichster Geheimhaltung denken. 
Soll aber der Vertrag auch fUr die Staatsangehörigen ver- 
bindlich werden, legis vigorera erlangen, dann ist dessen 
Publikation unerlässlich. Dieselbe erfolgt in allen deutschen 
Staaten im fiegiemngsblatte oder in der Gesetsessammlnng/ 

Dadurch wird nnn der Vertrag zum Gesetz und finden 
auf ihn die etwaigen Bestimmungen Anwendung, welehe das 
Inkrafttreten der Gesetze Mangels eines anderweitigen im 
Gesetze selbst bezeichneten Termins von einem bestimmten 
Tage nach Ausgabe des Gesetzblattes datiren. 

Die Berechtigung zur analogen Ausdehnung dieser dir 
Gesetze bestehenden Bestimmungen auf Verträge ergiebt sich 
aus der ratio legis, welche die ist, dass durch eine solche 
Massregel den zu Verpflichtenden die Kenntnissnahme der 
Gesetze und sonstigen bindenden Normen ermöglicht und eine 
zeitlich Ubereinstimmende Anwendung durch die Behörden 
herbeigeftthrt werden soll. Diesbezügliche Bestimmungen sind 
enthalten: 

Fttr Prenssen im Gesetz vom 16. Februar 1874 (Ablauf 
des 14. Tages), Sachsen -Coburg -Gotha Staatsgrundgesetz 
§ 110 (Ablauf des 3. Tages), Schwarzbnrg-Rudolstadt Gesetz 

vom 24. Februar 1854 (Ablauf des 8. Tages), Schwarzburg- 
Sondershauseu Gesetz vom 13. März 1850, Reuss j. L. Gesetz 

4* 
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vom 2. Janaar 1849 (Anfaog des 8. Tages), Benss ä. L. 
Gesetz vom 28. Januar 1852 (Ablanf des 6. Tages). In den- 

jenigen Staaten, welche keine derartigen Verfügungen ge- 
troficn haben, beginnt die Verbindlichkeit, wenn nichts An- 
deres bestimmt ist, am Tage der Publikation, d. h. der Aus- 
gabe des Gesetzblattes. 

Was endlich die Form der Veröffentlichung anlangt, so 
gilt fllr alle Monarchieen, dass ein wesentliches Erforderniss 
in der Gegenzeichnung des Bessortministers liegt, deren Mangel 
Nichtigkeit des Vertrages bewirkt Daneben enthalten einige 
Verfassungen die Bestimmung, dass der Landesherr bei der 
Publikation ansdrücklicb der Zustimmung der VolksYertretang, 
in Württemberg anch des geheimen Bathes Erwähnung thue*), 
allerdings nnr ftlr die Publikation von Gesetzen ausdrücklich 
ausgesprochen. Jedoch auch diese Bestimmung ist unbedenk- 
lich auf Verträge anzuwenden, da sie lediglich die Erkennt- 
niss ermöglichen soll, ob auch von Seite des Landesherrn 
die verfassungsmässigen Beschränkungen seiner Handlungs- 
fähigkeit beachtet worden sind, d.h. ob eine gtlltige Becbts- 
norm vorliege oder eine nur gültig scheinende. 

Fttr diejenigen Staaten, deren Verfassungen eine solche 
Bestimmung bezQglich der Publikation von H^esetsen enthal- 
ten, kann also dieses Erforderniss auch unbedenklich fttr 
Vertrüge aufgestellt werden. Anders aber bei den Übrigen 
Staaten; fllr diese beantwortet sich die Frage, ob der Ein- 
willigung der Volksvertretung gegebenen Falles Erwähnung 
geschehen müsse, nach einem anderen staatsrechtlichen Ge- 
sichtspunkte. Nimmt man nemlich mit der herrschenden 
Meinung an, dass der Richter, als unabhängig von der 
Autorität des Staatsoberhauptes oder der Verwaltungsbehör- 
den und lediglich der Autorität des Gesetzes unterworfen, die 
Pflicht habe, die Rechtsbeständigkeit der Gesetze und Ver- 
ordnungen und aller Normen, welchen rechtliche Kraft gleich 
jenen zukommt, also auch völkerrechtlicher Verträge, zu prtt- 



•) Bayern Tit. VII § 30; Sachsen § 87; Württemberg § 172; 
Weimar § 6J ; Sachsen- Coburg- (iotlia § 108; Braunschweig § 100; 
Oldenburg Art. 140; 'Schwarzburg - Sondershausen § 40; Reuss ä. L. 
§ 67; Reuss j. L. § 65; Waltleck § 8. 
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fcn, dauD muss auch die Forderung erhoben werden, dass 
dem Richter die Erkenntniss der Rechtsbeständigkeit und An- 
wendbarkeit ermöglicht werde. Dies kann aber nur dadurch 
geschehen, dass bei Verkündigung aller Regierungsakte, welche 
eine zustimmende Mitwirkung der Volksvertretung verfassungs- 
mäsBig erheischen, diese letztere auch ansdrUeklich erwähnt 
werde. 

Nun sehliessen aber die Verfassungen einzelner Staaten 
dieses Prttfnngsrecht des Richters aas und Überlassen dem- 
selben nnr die Prttfnng hinsichtlich der Einhaitang der for- 
mellen Erfordernisse bei der Publikation, indem sie eine 
Frflfnng der verfassangsmässigen EotstehuDg der Publikate 
der Landesvertretnng, den Karamern, zuweisen, so Preussen 
Oldenburg 2) , Braunschweig ^) , Schwarzburg - Rudolstadt *), 
Schwarzburg- Sondershauseu ^) und Waldeck®). In diesen 
Staaten wird daher eine YerötVentliehiing im Gesetzblatte und 
Contrasignatur des Ressortministers als genügend erachtet; 
in allen anderen aber, deren Verfassungen weder aasdrUck- 
liehe diesbezügliche Bestimmungen enthalten, noch auch den 
Richtern die Prttfang der Rechtsbeständigkeit durch positive 
Rechtsnorm entzogen haben ^ mass bei der Publikation von 
Staatsyertrttgen die erfolgte Zustimmung der Volksvertretung 
ausdrücklich dann constatirt werden, wenn diese wegen des 
Inhaltes der Vertrfige als Erfordemiss der Gültigkeit durch 
die Verfassung bezeichnet ist. 

Bei denjenigen Verträgen aber, fttr welche lediglich zur 
Ausfuhrung Genehmigung durch die K:\mraern wegen eines 
zu erlassenden Gesetzes oder einer Geldbewilligung beuöthigt 
wird, ist eine Erwähnung dieser schon vor Abschluss einzu- 
holenden Genehmigung nicht erforderlich, da solche Verträge 
auch ohne (Unehmigung durch die Volksvertretung zu Recht 
bestehen und lediglich iu der Ausführbarkeit durch diese be- 
dingt sind. 

1) Verfassung Art. lOG. 

2) Staatsgrundgesetz Art 141. 

3) Landschaftsordnung § lOÜ. 

4) Grundgesetz § 26. 

5) Grundgesetz § 41. . 

6) Verfassung § 94. 
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In den Republiken werden die Verträge nacb Analogie 
der Gesetze durch den Senat im Amtsblatt poblizirt*); was 
bezüglich des Verbindlichwerdens derselben gegenüber den 
Staatsangehörigen, dann bezüglich der ausdrücklichen Er- 
wähnung, dass die verfassungsmässigen Erfordernisse beim 
Abschlüsse erfüllt worden seien , für die Monarchieen gesagt 
worden ist, findet auch hier Anwendung ; eine Beschränkang 
des richterlichen Prü fangsrechtes hinsichtlich des letzten Pank- 
tes besteht Überall nicht. 



-A. II h a n g". 

Wie bei dem Manche) einer verfassungsgesetzlichen Norm 
die Grenze zwischen den Competenzkreisen des Reiches und 
der Einzelstaaten auf dem Gebiete der internationalen Ver- 
tragschliessung eine überaus flüssige ist, gebt ans der Dar- 
stellang im 2. Abschnitte dieser Abhandlang hervor. Daza 
kommt, dasB es Recbtsgebiete giebt, bezüglich welcher so- 
wohl Tom Reiche als von dessen Gliedersta&ten Staatsverträgc 
abgeschlossen werden kQnnen, wonach die Competenz des 
Reiehes im Wachsen ^ die der Einzelstaaten im Abnehmen be- 
griffen ist, je nachdem das erstere auf Grund der Keichs- 
verfassung mehr und mehr Gebiete seiner Regelung unterstellt 
und dadurch die Möglichkeit ferneren Eingreifens der Einzel- 
Staaten in die von ihm erfassten Gebiete aufhebt. 

Es wird desshalb nöthig, noch das Verbältniss des durch 
Verträge geschaffenen Landesrechtes zu dem auf Gesetzen 
oder Verträgen beruhenden Reichsrecht zu betrachten. 

Durch die Yorzngsweise in das gegenwärtige Jahrhundert 
fallende Entwicklong der Staaten ans dem ständisch organi- 
sirten and dem Patrimonialstaate zn der modernen Gestaltong, 
welche ihren Ansdraok in der RepräsentatiTverfassung findet, 
ist der völkerrechtliche Vertrag zu einer wichtigen Quelle des 



*) Verfassung von Hamburg Art. 61, von Lübeck Art 49, von 
Bremen § 57. 
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Staats* imd mittelbar aneh des Privatrecbts geworden. WSh* 
rend nemlicÜ frtther Staats^erträge sieh Dor äusserst selten 
tun andere Angelegenheiten als Krieg nnd Frieden drehten, 

hat es die moderne Staateneotwicklang durch die vorwiegende 
Berücksichtigung der Volksinteressen mit sich gebracht, dass 
uun auch vorzugsweise die Verkehrs- und Handelsverhältnisse, 
die Rechtspflege, die socialen Verhältnisse Gegenstand inter- 
nationaler Verträge geworden sind. Da ferner diese Verträge 
in den meisten Fällen nicht durch ein besonderes £in- oder 
AnsfUhrungsgesetz den Staatsangehörigen gegenttber als gel- 
tendes Recht zum Ausdrucke gebracht werden, ist auch 
formell der Staatsvertrag als besondere Bechtsquelle neben 
. Gesetz und Gewohnheitsreeht getreten. So zeigt sieh denn 
in der That aneh materiell allenthalben eine Analogie zwi- 
schen Vertrag nnd Gesetz. Bei Untersnchnng der Frage, 
welches Begierungsorgan zum Absohlnsse competent sei, zeigt 
sich dieselbe am schärfeten hinsichtlich derjenigen Verträge, 
bezüglich welcher die Verfassungsgesetze eine Mitwirkung 
der Volksvertretung nicht vorschreiben, indem man selbst 
hier zu dem Resultate gelangen musste, dass die Genehmigung 
der Volksvertretung nur dann entbehrt werden könne, wenn 
bei der Durchftihrung des Vereinbarten lediglich das Ver- 
ordnungsrecht in Frage komme, dass aber deren Einholung 
schon vor dem Abschlüsse nöthig sei, wenigstens politisch, 
wenn zur Ausführung ein Gesetz erlassen oder Geldmittel be- 
willigt werden mtlssen. Die behauptete Analogie zeigt sich 
femer bei Bestimmung des Umfanges der Gompetenz des 
Beiches und der Einzelstaaten; sie zeigt sich endlich bei Dar-. 
Stellung der formellen Erfordernisse beim Abschlüsse völker- 
rechtlicher Verträge.' Nach diesem Gesichtspunkte beant- 
wortet sich denn auch die Frage nach dem gegenseitigen 
Verhältniss zwischen Reichsvertrag und Landesvertrag und 
zwischen Reichsgesetz und Landesvertrag. Auch hiefUr ist 
also die Bestimmung des Art. 2 der Keichsverfassung mass- 
gebend , wonach Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen. 
Daraus aber ergiebt sich, dass die vom Reiche gültig abge- 
schlossenen Verträge mit dem Tage ihres Inkrafttretens für 
alle durch sie geregelten Punkte bisher bestanden habende 
diesbezügliche Verträge der Einzelstaaten ausser Kraft setzen. 



Digitized by Google 



56 



Anhang. 



Es folgt hieraus weiter, dass damit den Einzelstaaten auch 
ftir die betreffeiidcii Materien die Möglichkeit künftiger Ver- 
tragscbliessung während des Bestehens der Verträge des 
Reiches benommen ist; nur in dem einzigen Falle, dass das 
Beich die Ausführung des von ihm Vereinbarten den Einzel- 
staaten überlassen bat, ist ihnen der Absehluss völkerrecht- 
licher Verträge unter einander gestattet, jedoch lediglich 
Uber den Ansfahrungsmodns der vom Beich eingegangenen 
Verträge. 

Was von den Beichsverträgen gilt, gilt selbstverständlich 
wuh Ton den Beichsgesetzen. 

Sind aber vom Reiche Verträge und Gesetze unter Ausser- 
acLtlassung der verfassungsmässigen Erfordernisse abgeschlos- 
sen, beziehungsweise erlassen worden, so folgt aus deren 
Unvcrbindlichkeit von selbst, dass durch dieselben landes- 
rechtliclie Normen nicht alterirt werden können. Der Richter 
sowohl, als der Verwaltungsbeamte wird daher in diesem 
Falle I da etwaige landesgesetzliche Beschränkungen desPrtt- 
fungsrechtcs auf Rcicbsrecht keine Anwendung finden und 
bezüglich dieses solch» Beschränkungen von Beichs wegen 
nicht bestehen, fortdauernd das Landesrecht zur Anwendung 
zu bringen haben. 

Was endlich noak den Umstand betrifft, dass ans dem 
plötzlichen Ausserkrafttreten von Landesverträgen nicht un- 
erhebliche Galamitäten hinsichtlich der Beziehungen zu ans- 
wärtigen Staaten erwachsen köiimn, so ist bezüglich der 
schon bestehenden Verträge von Einzelstaaten hieför ein re- 
medium nicht zu finden. Für den Absehluss neuer jedoch, 
welche solche Gebiete berühren, auf welchen das Reich 
gleichfalls Vertragschliessuugs- und Gesctzgebungsbefugniss 
hat, besteht auf Seite der deutscheu Einzelstaaten die Ver- 
pflichtung, in Berücksichtigung dieser ibrer beschränkten 
Dispositionsfähigkeit Modalitäten iHr den bezeichneten Fall 
zu vereinbaren. Die mit denselben contrahirenden auswärti- 
gen Staaten haben aber auch ihrerseits die Pflicht der Be- 
rücksichtigung dieses Umstandes und mOssen andernfalls nach 
dem Satze : „culpa cum culpa compensatur" die Gonseqnenzen 
hieraus sich selbst zuschreiben, denn: QuI cum alle contrahit, 
vel est, vel debet esse non ignarus conditionis ejus. 
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